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Gendermainstreaming:
Grofie Hoffnungen — berechtigte Angste

- Anita Heiliger-

Grofle Hoffnungen

Die Beharrungstendenzen in der asymmet-
rischen Geschlechterverteilung und die
Analyse des ,institutional lag*“ (Oechs-
le/Geissler 1998) haben die Idee des Gen-
dermainstreaming geboren in der Erkennt-
nis, dal die bisherigen Instrumente der
Frauenforderung geschlechtertraditionelle
Denkstrukturen und Verhaltensweisen in
vielen Bereichen nicht oder viel zu lang-
sam aufweichen konnten (vgl. Stiegler
2000, Brommer 2002).

Die infolge der Diskussionen auf der 4.
Weltfrauenkonferenz 1995 in Bejing -
umgesetzt in den Amsterdamer Vertrag
von 1997 und in den Kabinettsbeschluf3
der Bundesregierung vom Juni 1999 - nun
geltende staatliche Verordnung, immer
Geschlechterkategorien mit zu denken und
im fachlichen Handeln bewuf3t zu machen,
welche unterschiedlichen Voraussetzun-
gen die beiden Geschlechter mitbringen,
wie die jeweiligen MaBnahmen sich auf
Frauen und Mainner auswirken und wie
darauf im Sinne der Umsetzung von
Gleichberechtigung zu reagieren ist, wurde
allseits mit groBBer Hoffnung und Begeiste-
rung aufgenommen.
,Gendermainstreaming  bezeichnet den
ProzeB3 und die Vorgehensweise, die Ge-
schlechterperspektive in die Gesamtpolitik
aufzunehmen. Dies bedeutet, die Entwick-
lung, Organisation und Evaluierung von
politischen Entscheidungsprozessen und
MaBnahmen so zu betreiben, daB3 in jedem
Politikbereich und auf allen Ebenen die
Ausgangsbedingungen und Auswirkungen
auf die Geschlechter beriicksichtigt wer-
den, um auf das Ziel einer tatsdchlichen
Gleichstellung von Frauen und Ménnern
hinwirken zu konnen. Dieser Prozel3 soll
Bestandteil des normalen Handlungsmus-
ters aller Ressorts und Organisationen

werden, die an politischen Entscheidungs-
prozessen beteiligt sind.*
(www.bmfsfj.de).

Besonders betont wird in dem Papier des
Bundesministeriums  die  sogenannte
,Doppelstrategie*: Das Zusammenwirken
von spezifischer Maddchen- und Frauenpo-
litik mit dem Gendermainstreaming als
zwei unterschiedliche Strategien zur Errei-
chung der Gleichstellung der Geschlech-
ter.

Bekriftigend heillt es weiter: ,,Beide Stra-
tegien sind zur Zielerreichung notwendig
und ergédnzen sich gegenseitig; sie konnen
sich nicht ersetzen* (ebd.). Méadchen- und
Frauenforderung bezieht sich auf spezifi-
sche MabBnahmen, wihrend Gender-
mainstreaming bei allen politischen Ent-
scheidungen ansetzt (vgl. ebd.) und ,bei
allen politischen, normgebenden und ver-
waltenden Maflnahmen der Bundesregie-
rung zu beachten® ist (Schweikert 2002).
Als europdische Richtlinie verpflichtet
Gendermainstreaming die européischen
Staaten zur Befdhigung, mit diesem neuen
Instrument umzugehen. Die Prozesse der
Schulungen sowie die ersten Umsetzungs-
schritte und Projekte sind in vollem Gange
(vgl. Stiegler 2000, Schweikert 2001,
2002, Blickhduser 2001). Begleitet von
einer interministeriellen Steuerungsgruppe
,»(hat sich) jedes Ressort verpflichtet, seine
Beschiftigten so fortzubilden, daf3 sie
Gendermainstreaming in ihrem Fachbe-
reich berlicksichtigen konnen* (Schwei-
kert 2002).

Das Ganze hort sich nach groem Auf-
bruch und grundlegendem Ansatz an der
Struktur politischen Denkens und Han-
delns in bezug auf die Geschlechterfrage
an und begriindet daher die bisher zu ver-
zeichnende groBle positive Resonanz oder
zumindest zuriickhaltendes Abwarten.
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Gefahr 1: Aushebelung von Frauenfor-
derung?

In Anbetracht der ProzeBhaftigkeit der
begonnenen Entwicklung scheint aller-
dings der Begriff des Gendermainstrea-
ming oft zu rasch sukzessive in alle Papie-
re und Verlautbarungen integriert zu wer-
den. Angesichts der Analyse der ,,Behar-
rungstendenzen kann die unmittelbare
Ubernahme des Konzeptes kaum davon
iiberzeugen, daBl der gewliinschte Umden-
kungsprozel} bereits vollzogen wurde. Mit
der Leitlinie des Gendermainstreaming
soll ja erst das BewuBtsein der ge-
schlechtsbezogenen Verhaltensweisen
entstehen, um das professionelle Handeln
langfristig umzubauen. Da wird der Beg-
riff bereits gelegentlich mit der Absicht
verwendet, geschlechtsspezifische und im
besonderen geschlechtshomogene Arbeit
fiir tberfliissig oder veraltet zu erkldren
und Frauen- sowie Maédchenforderung
auszuhebeln (vgl. Bitzan/Daigler 2001,
Weber 2001, Jantz 2002).

In einer Stadt der Bundesrepublik (Stutt-
gart) wurde bereits das Frauenbiiro aufge-
16st — unter Berufung auf das Konzept des
Gendermainstreaming und deklariert als
Fortentwicklung der Frauenforderung —
und ein sogenanntes Genderbiiro gegriin-
det mit der unspezifischen Formulierung:
,.Stabsstelle fiir individuelle Chancen-
gleichheit” (vgl. BeschluBBvorlage der LH
Stuttgart v. 12.7.2001).

Dies ist eine Entwicklung, die auf die Ge-
fahren des Gendermainstreaming-
Konzeptes aufmerksam macht: Da, wo der
Ansatz geschlechts- resp. frauenspezifi-
scher Forderung moglicherweise bereits
vorher auf Widerstand gesto3en war, kann
das Konzept des Gendermainstreaming zur
Entledigung miBliebiger politischer Prak-
tiken benutzt /miBlbraucht werden. Die
Stellungnahme der Stuttgarter Gleichstel-
lungsstelle zur BeschluBvorlage, in der sie
auf die Doppelstrategie verweist, wurde
mit der lapidaren Begriindung nicht be-
riicksichtigt, da3

,,a. das Ziel der individuellen Chancen-
gleichheit nicht mitgetragen wird,

b. frauenpolitische Initiativen von den
Aufgabenfeldern .. des BeschluBantrages
umfal3t werden,

c. der Begriff des Gendermainstreaming
von der Gleichstellungsstelle anders inter-
pretiert wird,

d. die organisatorischen Auswirkungen der
Neustrukturierung noch zu kléren sind*
(ebd. S.5).

Dieses Vorgehen ist ein Beispiel komplet-
ter Aushebelung der bisherigen Frauenfor-
derungsstruktur mit dem Machtakt des
,Malestreams** (Drogand-Strud 2002), der
Macht einer willkiirlichen Definition von
Gendermainstreaming, die sich von den
politischen Vorgaben abkoppelt. Wie grof3
die Gefahr beliebiger Wiederholungen
entsprechender Praxen ist, zeigt das Feh-
len jeglicher Kontroll- und Sanktionsmog-
lichkeiten von der Bundesebene in die
Linderebenen hinein'.

Gefahr 2: Beendigung von Midchen-
forderung?

Im Bereich der Méddchenforderung gibt es
dhnliche Tendenzen. Fiir Méadchenforde-
rung gébe es angesichts des groflen Fort-
schritts, der auf Seiten von Méadchen und
jungen Frauen zu verzeichnen wiére, kei-
nen Bedarf mehr, ist mittlerweile zu horen
(vgl. Meyer/Seidenspinner 1999, Meyer
1999). In den ab dem 1.1.2001 in Kraft
getretenen Richtlinien zum Kinder- und
Jugendplan (KJP) des Bundes ist bereits
das bisherige Maidchenprogramm durch
Formulierungen ersetzt worden, die sich
gleichermallen auf Miadchen und Jungen
beziechen, ohne die bestehende ge-
schlechtsspezifische Asymmetrie zu be-
riicksichtigen (vgl. Struck 2001). Norbert
Struck vom Paritdtischen Wohlfahrtsver-
band kommentiert diese Entscheidung
folgendermalen: ,,noch bevor sich irgend-
ein Ertrag des Gendermainstreaming in
Bezug auf Umschichtungen und Umorien-
tierungen in den anderen Programmen

! Dies teilte Frau Unger-Soyka, Leiterin der Inter-
ministeriellen Steuerungsgruppe auf einer Podi-
umsdiskussion des Symposiums des Deutschen
Jugendinstitutes am 22.4.2002 in Berlin mit.
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zugunsten von geschlechtsspezifischen
und maidchenbezogenen Projekten und
Infrastrukturen zeigen, werden schon mal
die Mittel des Maidchenprogramms
"gegendert’, also den Maédchenprojekten
zum Teil entzogen und Jungenprojekten
zugewiesen. Gendermainstreaming  als
Abbau von midchenpolitischen Ressour-
cen im KJP!“ (ebd. S. 44, vgl. Enggruber
2001, S. 42).

Selbst die Sachverstindigenkommission
des 11. Kinder- und Jugendberichtes (Ber-
lin 2002) &uBert angesichts beobachteter
Praxen Skepsis, ob das Konzept des Gen-
dermainstreaming erfolgreich umgesetzt
wird: ,,In Forderpldnen der Kinder- und
Jugendhilfe 148t sich bis dato jedenfalls
eine Praxis beobachten, die durch den
schlichten = Bearbeitungsmodus  suche
‘Médchen” und ersetze durch "Médchen
und Jungen” sich des Problems eher zu
entledigen als dieses zu bewidltigen ver-
sucht® (ebd. S. 113).

Im Zuge kommunaler Verwaltungsrefor-
men wurde bereits der Durchsetzung des
Gender-Mainstreaming als fachlicher Hal-
tung vorgegriffen. Der Begriff Médchen
bzw. Frauen wurde z.B. in Miinchen be-
reits aus den Kategorien der Zuordnungen
von Projekten und Arbeitsansdtzen elimi-
niert, so dall eine ausgewiesene Madchen-
bzw. Frauenférderung nun als Finanzie-
rungskriterium nicht mehr erscheint. Die
entsprechenden Projekte bzw. Mallnahmen
sind anderen Schwerpunkten zugeordnet
worden, die eine geschlechtsspezifische
Differenzierung nicht mehr enthalten, wie
z.B. Stadtteil, Familie, Beratung, usw.
Andernorts wurden bereits Frauengremien
aufgelost - wie z.B. im Landesjugendring
NRW? - und wurde versucht, die Verab-
schiedung maéadchenpolitischer Leitlinien
mit der Begriindung zu verhindern, jun-
genpolitische Leitlinien miilten gleichzei-
tig verabschiedet werden: ,,Makaber ist,
wenn — wie einige Frauen berichteten — die
Verabschiedung médchenpolitischer Leit-
linien verhindert wird mit dem Argument,

? Laut einer Information von Ulrike Werthmanns-
Reppekus uf einem Workshop des Deutschen Ju-
gendinstituts am 28.6.2002 in Miinchen

zundchst miissen jungenpolitische Leitli-
nien erarbeitet werden, dann konne man
beides im Paket verabschieden, aber dieser
Arbeitsproze3 sei leider noch nicht in
Gang gekommen. Man konne da nicht
anders, denn jetzt herrsche Gender-
mainstream* (Struck 2001, S. 43).

Handlungsbedarf fiir M:idchenarbeit
im Rahmen des Gendermainstreaming
,Wenn die Institution der Frauenbeauf-
tragten in Frage gestellt wird, wenn Mittel
fir die Maéadchenarbeit gekiirzt werden,
wenn Jungen- und Minnerarbeit plotzlich
aus Forderprogrammen fiir Médchen- und
Frauenprojekte gefordert werden, wenn
Frauenprojekte gestrichen werden, dann ist
das mit dem Gendermainstreaming-Ansatz
in keiner Weise vereinbar® (Stiegler 2001,
S. 71).

Es kann offenbar gar nicht oft genug be-
tont werden, dal Gendermainstreaming
Maidchen- und Frauenforderung ergidnzen
soll, jedoch nicht ersetzen darf: ,,Spezifi-
sche Frauenforderpolitik und Gender-
mainstreaming sind zwei unterschiedliche
Strategien fiir die Erreichung derselben
Zielsetzung, ndmlich der Gleichstellung
von Frauen und Minnern. Beide Strate-
gien sind zur Zielerreichung notwendig
und ergédnzen sich gegenseitig, sie konnen
sich nicht ersetzen* (www.bmsfsj, S. 2).
Miickenberger und Tondorf (2000) ma-
chen in ihrem Papier zur Umsetzung des
Gendermainstreaming in den Handlungs-
feldern der Landesverwaltung in Nieder-
sachsen deutlich, daB3 dariiber hinaus
Gleichstellungspolitik die Basis flir Gen-
dermainstreaming ist.
Gendermainstreaming soll geschlechtsspe-
zifischen, auf Chancengleichheit hinzie-
lenden Ansdtzen Nachdruck verschaffen
und damit ihre Effektivitit erhohen. Diese
Auffassung findet sich auch in den Emp-
fehlungen der AGJ (Arbeitsgemeinschaft
fiir Jugendhilfe) zur Umsetzung des Gen-
dermainstreaming im Kinder- und Jugend-
plan des Bundes: ,,... wird die Forderung
nach Gendermainstreaming und die Her-
vorhebung der Notwendigkeit geschlech-
terdifferenzierenden Zugénge bei allen aus
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dem KJP (Kinder- und Jugendplan des
Bundes) geforderten MafBnahmen als eine
Aufgabe von besonderer Bedeutung ver-
ankert. Damit findet auch eine alte Forde-
rung der Fachkrifte der Jugendhilfe, Mad-
chenarbeit als eigenstindigen Handlungs-
ansatz und als Querschnittsaufgabe zu
begreifen, expliziten Eingang in die Bun-
desforderung der Kinder- und Jugendhil-
fe*“ (in: BAJ 2001, S. 56). Diese Position
der AGIJ reflektiert den Hintergrund der
Geschlechterhierarchie, die es abzubauen
gilt, solange sie reproduziert wird ,,durch
Sozialisation, durch Gewalt, durch Institu-
tionen, durch Rechtsprechung und Geset-
ze, durch die Verweigerung von Ressour-
cen, durch eine Vielzahl von Ungleich-
heitsstrukturen und patriarchal gepragten
Organisationsformen® (ebd.).

Im Gegensatz zu dieser Aufnahme des
Gendermainstreaming-Konzeptes ganz im
Sinne des Amsterdamer Vertrages steht
allerdings die oben erwihnte reale Strei-
chung des Midchen-Forderungs-
programms im KJP als politische Ent-
scheidung auf der Bundesebene (s. 0.).
Alle MaBnahmen, die unter Berufung auf
Gender-Mainstreaming andere Ziele als
die Gleichstellung der Geschlechter auf
der Basis der gegenwirtig noch vorfindli-
chen Hierarchie und in Ergdnzung von
Maidchen- und Frauenforderung anstreben,
widersprechen dem politischen Anliegen,
das zur Einfiilhrung des Gendermainstrea-
ming als europdische Leitlinie gefiihrt hat
(vgl. Amsterdamer Vertrag bei Miicken-
berger/Tondorf 2000, S. 5).

Auch Michael Drogand-Strud (2001) von
der Heimvolkshochschule Frille warnt vor
,mifbrauchlicher Interpretation des Gen-
dermainstreaming® (ebd., S. 27), wenn
unter Berufung auf dieses Konzept die
Notwendigkeit geschlechtsspezifischer
Arbeit mit dem Argument ignoriert werde,
daf} geschlechtsbewulltes Handeln ohnehin
fiir alle Bereiche vorgeschrieben sei und
alle Angebote beiden Geschlechtern glei-
chermallen zuginglich sein miiflten: ,,Mit
dieser Argumentationsschiene kdnnen alle
geschlechtshomogenen Angebote als kont-
rdr zum Gendermainstreaming eingeordnet

werden, sofern sie nicht rein kompensato-
risch einen Ausgleich schaffen* (ebd.). Er
stellt weiter fest, dal die Formulierungen
zum Gendermainstreaming in der europii-
schen Richtlinie das Geschlechterverhilt-
nis nicht beschreiben und somit die beste-
hende Hierarchisierung unbenannt bleibt.
Ohne Benennung der Ausgangssituation
im hierarchischen Geschlechterverhéltnis
bleibt das Ziel des Gendermainstreaming
nicht nur unklar, sondern ist es auch belie-
big zu fiillen, wie das Stuttgarter Beispiel
zeigt, in dem die Auflésung der
Gleichstellungsstelle als
Weiterentwicklung der
Gleichstellungspolitik  dargestellt  wird
Bie.)Willkiirlichkeit und Beliebigkeit der
Anwendung des Gendermainstreaming-
Konzeptes kritisieren auch Maria Bitzan
und Claudia Daigler (2001): ,,Je nach Inte-
ressen und gesellschaftlichem Standort
wird das Konzept ... sehr unterschiedlich,
zum Teil gegenldufig, interpretiert und
umgesetzt. Eine Abschaffung sdamtlicher
Maidchen- und Frauenforderstrukturen mit
der Begriindung, deren Ziele jetzt in Re-
gelstrukturen umzusetzen, liee sich ge-
nauso als Konsequenz ableiten, wie eine
besonders iippige Ausstattung dieser
Strukturen, damit sie mehr Einfluf} in alle
zentralen Verwaltungsbereiche erhalten®
(ebd., S. 218).

Erst die Benennung des hierarchischen
Geschlechterverhidltnisses macht augentil-
lig, daB spezifische MaBnahmen zur
Gleichstellung in der Méadchen- und Frau-
enforderung weiterhin notwendig, ja die
Basis fiir das Gendermainstreaming sind.
,Wir erleben alltidglich die Konstruktion
der Sichtweise einer Normalitit, die sich
am Maénnlichen ausrichtet und gleichzeitig
auch im Hinblick auf die gesellschaftli-
chen Vorgaben an Médchen und Jungen
immer wieder ,,Méannlichkeit* und ,,Weib-
lichkeit“  produziert (Drogand-Strud,
2001, S. 28).

Dieser gravierende Mangel in der Richtli-
nie zum Gendermainstreaming muf} in der
Praxis durch die explizite Beschreibung
der Geschlechterhierarchie und der MaB-
nahmen, die mithilfe der neuen Richtlinie
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zu ihrer Auflésung fithren sollen, aufge-
hoben werden. Hier scheint besonders
hohe Wachsamkeit und Genauigkeit erfor-
derlich zu sein und damit die Notwendig-
keit der Einmischung derjenigen Praxis,
die iiber Gender-Kompetenz durch lang-
jéhrige geschlechtsspezifische Arbeit ver-
fiigen, denn ,,die Folge einer fehlenden
Klarheit iiber die Ursachen des Geschlech-
terdualismus konnen in der Konsequenz
letztendlich eine Verschleierung der realen
Verhiltnisse und eine Blockierung der
hierarchiekritischen — Kréifte bewirken*
(ebd.). Eine rein formale, rein quantitative
Gleichstellung der Geschlechter, wiirde
z.B. nicht hinreichen, Geschlechtergerech-
tigkeit zu erreichen, solange sowohl im
Selbstverstindnis der Gesellschaft und der
bestehenden Geschlechterrollen als auch
in der Selbstsicht von Frauen und Min-
nern eine reale Gleichheit hinsichtlich Gel-
tung, Macht und Durchsetzungsfahigkeit
nicht gegeben ist.

Auch Gerrit Kaschuba und Helga Huber
vom Tibinger Institut fiir frauenpolitische
Sozialforschung &uflern auf dem Hinter-
grund der Widerstinde, die mddchenspezi-
fische Ansédtze in der Jugendhilfe nach wie
vor erfahren, die Beflirchtung, daf} ,mit
Gendermainstreaming eine willkommene
Gelegenheit gegeben (sein konnte), un-
liebsame Ansétze der Frauen- und Maéd-
chenarbeit abzuschaffen® (Kaschu-
ba/Huber 2002, S. 20). Daher pléddieren
auch sie fiir einen offensiven Umgang mit
dem Konzept durch das Einbringen der
Erfahrungen geschlechterdifferenzierender
Praxis und Forschung, denn ,,diese stellen
eine tragfdhige Basis dar, um eigensténdi-
ge Ansitze der Madchenarbeit, aber auch
koedukative Angebote, die Geschlechter-
verhéltnisse beriicksichtigen, systemati-
scher weiter zu verfolgen und durch Gen-
dermainstreaming abzusichern® (ebd., S.
21).

Sie sehen die Chance gerade darin, die
bereits bestehenden Ansitze geschlechts-
homogener Arbeit nicht mehr als Zusatz-
angebot oder als Sonderprojekt zu betrach-
ten, sondern sie nun zu institutionalisieren
und strukturell zu verankern. Dies setzt

allerdings voraus, da im Rahmen des
Gendermainstreaming die vielfdltigen Er-
fahrungen in der Midchenarbeit und ihre
Pionierrolle fiir eine geschlechtergerechte
Jugendhilfe anerkannt werden.

Die in der Méadchen- und Frauenarbeit
engagierten Frauen sind aufgerufen, den
ProzeB3 der Umsetzung der Richtlinie auf-
merksam verfolgen, ihre Erfahrungen zu
vermitteln, offensiv einzubringen und ein-
zugreifen, wenn sich mif3brauchliche Ent-
wicklungen andeuten. Kontrolle und Steu-
erung des Gendermainstreaming-Prozesses
sind in der europdischen Richtlinie nicht
festgelegt, = SanktionsmaBnahmen  fiir
millbrauchliche Auslegungen nicht vorge-
sehen. Die Umsetzung ist als politische
Strategie den Kommunen vorbehalten und
kann von diesen auch eigenméchtig inter-
pretiert werden (vgl. Liebe 2001). Daher
ist es unabdingbar, da3 die in geschlechts-
spezifischen Ansétzen erfahrene Fachbasis
entsprechende Kontrolle ausiibt.

Die Umsetzung der européischen Richtli-
nie stellt zundchst ja nur sicher, ,,da} Ent-
scheidungen im Hinblick auf die Kategorie
Geschlecht iiberpriift werden und geklart
wird, wer dafiir zustindig ist, sie beant-
wortet jedoch nicht die Frage, wie die
Herstellung der Chancengleichheit zu er-
reichen ist“ (Sammet 2002, S. 26). Die
inhaltliche Vorgehensweise mul3 jeweils
ausgehandelt werden, erfordert also Ges-
taltung und Beteiligung der erfahrenen
Praxis. Wo diese nicht beteiligt wird, son-
dern Entscheidungen auf den Verwal-
tungsebenen fallen (s. Stuttgart) unter
Ausgrenzung der zur Geschlechterfrage
bisher am stirksten ausgewiesenen Mad-
chen- und Frauenfachbasis, liegt bereits
eine millbrduchliche Anwendung des
Gendermainstreaming vor (vgl. Stiegler
2000).
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Auf daf} uns der Gender-Komet
nicht auf den Kopf falle

- Eine kritische Auseinandersetzung mit
Gendermainstreaming -
- Marietta Schneider, Wien-

Ein neuer Stern ist am frauen/politischen
Himmel aufgetaucht: Je nach geographi-
scher Lage sah/sieht frau ihn friither oder
spater. Mein Fernrohr ist seit drei Jahren
auf diese ,neue”“ Himmelserscheinung
namens ,,GM® prizis eingestellt, mein
Beobachtungsort ist in der links-
feministischen Hemisphére angesiedelt.

Meine Beurteilung und Meinung zum
Phinomen Gendermainstreaming speist
sich aus mehreren Quellen: ich war die
erste Konzeptentwicklerin und Umsetzerin
von GM in einem Osterreichischen Bun-
desland, setze mich mit einem weiten Ra-
dius theoretisch damit auseinander und
verbinde die Auseinandersetzungsergeb-
nisse kontinuierlich mit der aktuellen real-
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politischen Situation in Osterreich, mit der
frauenpolitischen Entwicklung der ver-
gangenen 30 Jahre in unserem Land und
mit  unseren/meinigen  feministischen
Kampfen.

Eine weitere Denk- und Analyseverbin-
dung ist mir fiir meine Beurteilung wich-
tig: der sogenannte ,,Sieg™ des kapitalisti-
schen Systems, genannt Neoliberalismus.
Herr Wolfenson, Prisident der WTO
(WorldTradeOrganisation) kann sagen:
“Ich verstehe ja die Not und das Leid in
vielen Regionen der Welt, jedoch wir ha-
ben unsere Regeln...“ Genauso kann der
oOsterreichische Frauenminister Herr Haupt
sagen: ,Ich verstehe ja die Anliegen der
Frauen, jedoch die Ménner als Opfer sind
benachteiligt.“ Beide Zitate sind Aus-
druck des diskreten Charmes des Neolibe-
ralismus. Gut beraten durch Kommunika-
tionsexperten und ,,think tanks* wird vor-
dergriindig auf die kritischen Sektoren der
sogenannten Zivilgesellschaft reagiert, gar
nicht mal so hintergriindig wird das gegen-
teilige Konzept ganz einfach durchgezo-
gen.

Viele Entscheidungen der Osterreichischen
konservativ-reaktiondren Regierung wer-
den entgegen der Praxis bisherigen solzi-
aldemokratischen Regierens nicht einmal
mehr scheinbar diskutiert, sondern ganz
einfach verordnet. Der Kontakt zu kriti-
schen Teilen der Zivilgesellschaft ist nicht
nur im frauenpolitischen Bereich, aber
gerade auch dort, abgeschnitten, ist nicht
mehr von Belang. Dies ist in Umrissen die
politische Landschaft, in der die Osterrei-
chischen Ministerratsbeschliisse zu GM
vom Juli 2000 und April 2002 beheimatet
sind und kritisch zu sichten sind.
Mainstreaming Gender kann die Verhilt-
nisse, die Geschlechterverhéltnisse sicht-
bar machen, muf} es aber nicht. In diesem
,kann, muf} aber nicht* liegt der Haken.
Daf3 das Handwerk des Genderns die Ver-
hiltnisse transparenter und dadurch er-
kennbarer macht, hat Voraussetzungen,
die heute weder national noch internatio-
nal gegeben sind. Eine unter mehreren
Voraussetzungen flir die Um- und Durch-
setzung von GM ist das geschichtlich-

politische Wissen um die faktische Un-
gleichheit der Verhéltnisse zwischen Frau-
en und Ménnern. Dies kann ein Politike-
rIn/Unternehmerln wissen, mulf} er/sie aber
nicht, das macht ihn/sie zu einer ausge-
zeichneten Verkéuferin des Produkts GM
im Rahmen der politisch-wirtschaftlichen
PR (PublicRelation).

Vor nicht allzu langer Zeit war Verédnde-
rung durch gesetzliche MafBlnahmen ein
mit Einschrankungen taugliches Instru-
ment institutioneller Frauenpolitik. Heute
werden die politischen Verhiltnisse zu-
nehmend mittels Management-Techniken
gesteuert.

Gendermainstreaming ist eine Spielart des
quasipolitischen Handels durch managen
in Osterreich und auf EU-Ebene.
Gendermainstreaming wird als ein Teil
einer Doppelstrategie verkauft, in dieser
Verkaufsstrategie blitzt wieder das ,,kann,
mulf} aber nicht* auf. Man/frau addiere zu
GM einfach die Frauenforderung dazu,
und die Gleichstellung ist geschafft.

Dieser Ansatz der Doppelstrategie ist
denkerisch und politikgeschichtlich falsch:
In der Frauenforderpolitik im Kontext der
reprasentativen Demokratie sind  die
Kidmpfe und Auseinandersetzungen der
Zweiten Frauenbewegung, widerspriich-
lich zwar aber doch, eingeschrieben. Wird
diesem strukturkonservativen und langsa-
men Prozel nun Top-Down ein Mix von
Managementtechniken zur Seite gestellt,
dient dies der Verschleierung, aber nicht
der Veranderung der Verhiltnisse.
Handwerklich genaues Arbeiten in Sachen
GM setzt voraus, daB3 ein genauer Befund
erhoben wird, wie es um die Umsetzung
und die Wirksamkeit bestehender Gleich-
stellungsinstrumente im Verlauf der ver-
gangenen Jahre bestellt ist, worin die
Griinde liegen, daf} seit zwanzig Jahren
nur sehr langsam sich die Verhiltnisse
zugunsten der Frauen verindern. (Oster-
reich hat seit 1979 ein Gleichstellungsge-
setz fiir die Privatwirtschaft und seit 1989
eines fiir den 6ffentlichen Dienst).

Wiirde auch heilen, daB3 langjéhrig tétige
Frauenbeauftragte und Gleichstellungsbe-
auftragte ihre Erfahrungen zusammentra-
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gen und kritisch auswerten. Wenn diese
handwerkliche Genauigkeit nicht erkenn-
bar ist, liegt der Verdacht nahe, daf} es
keinen politischen Willen zur Verbesse-
rung der negativen Frauenquoten gibt.

Um meine Meinung und Einschétzung zu
konkretisieren, stelle ich nun die Fallen im
Zusammenhang mit GM dar:

...... wenn frau/man ungeschichtlich an
dieses Werkzeug herangeht

GM ist die Beschreibung eines strategi-
schen Vorgehens mit einer vagen Zielbe-
stimmung: Verbesserung der Chancen-
gleichheit. Abgesehen davon, daB ,,Chan-
cengleichheit* der schwéchste Politikbeg-
riff im Kontext der Gleichberechtigungs-
auseinandersetzung ist, kann die Verbesse-
rung sehr unterschiedlich verstanden wer-
den, je nach Interessenslage. Dall GM
riickzubinden ist an die dritte Weltfrauen-
konferenz 1985 in Nairobi, mag Feminis-
tinnen gesichertes Wissen sein, den meis-
ten Akteurlnnen in diesem Feld ist das
jedoch vollig egal. Beunruhigend ist, daf3
zunehmend auch langjéhrig titige Akteu-
rinnen institutioneller Frauenpolitik ihre
eigene Geschichte ,,vergessen und mit
glinzenden Augen auf den vorbeigliihen-
den Gender-Kometen blicken.

....... wenn frau/man frauenpolitisch
blind an die Anwendung des GM geht
GM strukturell durchdacht und durchgear-
beitet braucht gute und durchsetzungsfa-
hige Frauenstrukturen, sei dies nun in ei-
ner Gewerkschaft, in einer Landesregie-
rung oder in einem Unternehmen. Als ein
Beispiel unter anderen: Eine kritische
Gruppierung der Zivilgesellschaft in Os-
terreich hat sich vor einem Jahr ein sehr
ambitioniertes GM-Leitbild gegeben, der
Vorstand ist rein minnlich, die Frauen
sind als Zuarbeiterinnen gelitten und ver-
fiigen iiber das kleinste Budget. Das
kommt frau doch verdammt bekannt vor.
Ahnlich ist die Situation in den Gewerk-
schaften einzuschitzen, soweit iliberblick-
bar, sind die meist lediglich formal vor-
handenen Frauenstrukturen jetzt doppelt
gefordert.

Die Gewerkschaften in Osterreich sind
konservative  ArbeitnehmerInneninteres-
sensvertretungen und beispielhafte Min-
nerbastionen. Die Frauengremien und
Frauenstrukturen in den Gewerkschaften
sind seit jeher institutionspolitisch
schwach verankert und haben kleinste
Budgets, die sie nicht autonom verwalten
konnen.

Das heif3t, da3 eine qualifizierte innerinsti-
tutionelle Vertretung von Fraueninteressen
immer vom Good-will der Méannerleitung
abgehangen ist und abhéngt. Die Gewerk-
schaft der Privatangestellten ist in Oster-
reich der reformorientierteste Zweig unter
den Gewerkschaften, sie nahm z.B. einen
prominenten Platz im Kampf um die 35-
Stunden-Woche ein. lThre Frauenstruktur
hat sich sofort des GM-Ansatzes ange-
nommen und es erst einmal Frauen-
Mainstreaming genannt. Es ist ihnen ge-
lungen, das GM in das Leitbild der Ge-
werkschaft der Privatangestellten einzu-
bringen. Leider ist es ithnen weder gelun-
gen, die bestehende Frauenstruktur institu-
tionell zu festigen und ressourcenmafig
besser auszustattten, noch verbunden mit
dem Leitbildprozel die Voraussetzungen
fiir die Umsetzung von GM festzulegen
und mit den dafiir nétigen Ressourcen zu
versehen.

Dieser ,,Verschnitt* ist prototypisch fiir
dhnliche Verldufe in anderen Institutionen:
Frauenstrukturen kimpfen um ihr Uberle-
ben, indem sie den quasi-neuen Ansatz des
GM zu den bestehenden Aufgaben hinzu-
nehmen und all das in struktur-ungenauer
und ressourcen-schmaler Ausfiihrung.

Im gewerkschaftlichen Politikfeld sind
viele Umbriiche im Gang, unter anderem
beginnt in Ostrreich jener ProzeB, der in
der BRD durch ver.di schon abgeschlossen
ist: Zwei groBe Gewerkschaften haben
schon den Beschlufl des Zusammenlegens
der Strukturen gefaflt, die anderen werden
dem folgen. Strukturbereinigung wird dies
euphemistisch genannt, es ist zu befiirch-
ten, daBl dieser unternchmerischen
Abschlankungsprozessen sehr #hnliche
Prozef3 nicht unbedingt zur Festigung und
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Verbesserung der Frauenstrukturen fiihren
wird.

...... wenn GM in der administrativ-
technischen Zerbroselung stecken bleibt
Das Wesen von Biirokratien/Administra-
tionen ist es u.a., komplexe Aufgabenstel-
lungen in handhabbare kleine/kleinste
Schéchtelchen zu packen, zu zerteilen, zu
verteilen und damit den Gesamtzusam-
menhang einer Sachfrage aufzulésen. GM
konnte ein Anker sein, das Ganze der Ge-
schlechterverhéltnisse in den Blick zu
nehmen. Dadurch wiirde dieser vage stra-
tegische Ansatz politisiert. Das ist der
zentrale Zusammenhang, weshalb GM
weder den EU-Biirokraten noch den nati-
onalen Administratoren {iberlassen werden
darf.

Der bewertende Blick auf den aktuellen
Stand der bundes- wie auch landerpoliti-
schen Umsetzung von GM zeigt ein hete-
rogenes Bild. Es gibt weder klare und um-
fassende Beschliisse in den jeweiligen
Landtagen, noch einen BeschluB3 der Bun-
desregierung, der den ganzen Aktionsradi-
us von GM benennt und mittels Durchfiih-
rungsbestimmungen konkretisiert.

Dies wiirde einen grundlegend anderen
frauenpolitischen Entwurf voraussetzen,
als ihn die konservativ-reaktionédre Oster-
reichische Regierung hat. In der hand-
werklichen Ungenauigkeit der Umsetzung
von GM spiegelt sich die spezifisch kon-
servative politische Willensbildung: An
den unterschiedlichsten Ecken wird ein
GM-Pilot-Projekt installiert, nicht weil
die Beachtung der Geschlechterverhiltnis-
se eine Selbstverstindlichkeit kompetent
professionellen Handelns ist, sondern weil
es giinstig ist, die konservative Frauenpoli-
tik und deren Auswirkungen mit EU-
gesteuerten Piloten zu verschleiern.

...... wenn frau/man sich vom Glamour
des Management-Sprechs blenden Lif3t

Die allerorten fragilen Frauenstrukturen
machen die Akteurinnen miide und hilflos.
Das macht anfillig fiir ,,schicke Losun-
gen® effizienter Steuerung. Als eine solche
,»schicke Losung im Managementgewand*

kommt der GM-Ansatz im wachsenden
Markt der ,.GenderTrainerlnnen® daher.
Mich selbst in diesem Markt bewegend,
bin ich permanent gefordert, meinen ei-
gensinnigen Standpunkt sprachlich zu pré-
zisieren.

Aus meiner Sicht ist Gender-Kompetenz
ein zentraler Bereich politischer Bildung,
die niederschwellig angesiedelt mdglichst
kostengiinstig viele Akteure und Akteu-
rinnen abrufen konnen sollen. Meine Aus-
einandersetzung mit den Entwicklungen
im Management-Bereich reicht weiter
zuriick und war immer vom Erkenntnisin-
teresse gespeist, den ,,Feind“ qualifiziert
kritisieren zu kdnnen.
Management-Sprache hat sich die letzten
Jahre zunehmend angereichert mit Begrif-
fen aus der Psychoszene und ist u.a. auch
dadurch ein ausgezeichnetes Instrument
der Manipulation. Manipulation geht nur
auf, wenn Steuerungsinteressen verdeckt
und verschleiert werden, hievon ist die
benutzte Sprache eines von mehreren E-
lementen.

,Gender-Profit“ nennt sich eine Ange-
botspalette auf dem aktuellen Gender-
Markt. Angeboten werden ein Methoden-
Mix von NLP, humanistischer Psycholo-
gie, systemischen Ansidtzen zusammen-
gehalten durch die Klammer ,,Genderma-
nagement”. Gender-Profit suggeriert, ein
Reengeniering durch hurtig durchgezoge-
ne Gender-Beratungen und Trainings
rechne sich. Dem halte ich entgegen, daf3
ein griindlicher Analyseprozefl in Sachen
Geschlechterverhéltnisse in einem Unter-
nehmen oder einer Organisation zuerst
einmal kostet, sowohl Zeit wie auch Geld.
Offentliche Verwaltungen wie Unterneh-
men sind strickt hierarchisch aufgebaut,
trotz Lean Management in offentlichen
wie unternehmerischen Strukturen. Die
allerorten feststellbaren Organisationsum-
briiche sind real keine Biotope flir mehr
Geschlechtergerechtigkeit, sosehr dies
theoretisch immer wieder in Aussicht ge-
stellt wird.

....... wenn es keine klaren und verbindli-
chen Rahmenbedingungen gibt
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Bisher sind auf allen Ebenen, wo GM-
Beschliisse gefal3t wurden, sei dies nun in
der Gewerkschaft, in der Bundesregierung
oder in den nationalen Strukturen der EU-
Forderpolitik, keine griindlich gearbeiteten
Ablaufplanungen und karge
Ressourcenzuteilung vorzufinden. Eine
klare Ablaufplanung verzahnt mit einer
Ressourcenzuteilung sind Routineabliufe
in behordlichem wie unternehmerischem
Handeln. Fehlen diese, ist die Sache nicht
ernst gemeint. Zunehmend zeichnet sich
auch ab, dafl nicht nur Mittel fir
Frauenstrukturen  eingespart  werden,
sondern auch Mittel fiir die Verstirkung
der Gleichstellungsbemiihungen durch
GM.

...... wenn die Beschiftigung mit dem
Werkzeug lingerfristig bei den Frauen
hiingen bleibt

Die noch vorhandenen Frauenstrukturen
institutioneller Politik sind im besten Fall
,Kompetenzentren“ im Zusammenhang
mit GM, jedoch nicht mehr, aber auch
nicht weniger. Im Moment sind in Oster-
reich alle Frauenbiiros der Bundeslinder
zustindig fiir GM, oder genauer beschrie-
ben: sie haben sich zustdndig gemacht. Ich
vermute, dal dies aus Angstbewiltigung
geschehen ist.

Repressive Eingriffe in die schmalen
Handlungsrdume von landespolitischen
Frauenbiiros haben in den vergangenen
zwel Jahren konservativ-reaktiondren Re-
gierens in Osterreich deutlich gemacht,
daB3 Frauenbiiros von heute auf morgen
nicht mehr sein kénnen. Dies macht aber
das handwerkliche Mifverstindnis nicht
besser, das garantiert hochstens, daf3 trotz
Mehrarbeit nicht mehr Ehr und Einflufl
herausschauen.

Wenn GM im besten Fall die erginzend-
verstarkende Strategie zur Durchsetzung
aller gleichstellungspolitischen Mafnah-
men ist, dann hat die Entscheidung und
Verantwortung dafiir tatsédchlich auf hoch-
ster politischer Ebene verankert zu sein,
z.B. als Stabstelle des Bundeskanzlers
oder des Landeshauptmanns. So konnte
eine Beauftragung der Frauenbiiros und
Gleichstellungsbeauftragten mit Gewicht

und guter Ressourcenaustattung moglich
werden. Dies zu fordern setzt Konfliktbe-
reitschaft und permanente Machtanalyse
voraus. Dies sind aber Fahigkeiten, die in
den verfilzten realpolitischen Verhéltnis-
sen keine guten Entwicklungschancen
haben.

..... wenn keine Verbindung zwischen
prekiren Gleichstellungsstrukturen und
der aktuellen Tendenz der ,,Verschlan-
kung des Staates* hergestellt wird.

Der 6ffentliche Dienst war mit Einschrin-
kung bisher jener Beschéftigungssektor,
der Frauen mehr Mdglichkeiten der beruf-
lichen Entwicklung anbot als die soge-
nannte Privatwirtschaft. (in Osterreich
auch zahlenmaBig erhoben und verifiziert).
Verwaltungsreform unter dem Segel ,,Le-
an Management* heilit Stellenabbau, die
osterreichische Bundesregierung hat die
Zielzahl festgelegt: 15.000 Dienstposten
sollen in den nichsten zwei Jahren einge-
spart werden.

Nicht nur, daf die Anzahl der Arbeitsplat-
ze markant schrumpft, steht auch das in-
nerbetriebliche Klima unter solchen Vor-
zeichen auf Sturm, eine schlechte Voraus-
setzung flir die an sich schon zihen inner-
behordlichen  Aushandlungsprozesse in
Sachen Gleichstellung. Die Instrumente
zur Umsetzung des Gleichstellungsgeset-
zes sind noch nicht in der Routine des
Verwaltungshandelns angelangt, die damit
verbundene Datenerfassung und Daten-
auswertung noch immer ein sehr miihsa-
mes Geschift. Schwer vorstellbar, dall da
auch noch komplexe Gender-Controling-
Prozeduren Platz finden werden. Hand-
werklich schlieBen Gender-Controling-
Prozeduren nahtlos an Frauenforderungs-
prozeduren an und sind in ihrem Gelingen
abhéngig von ihrer Vorgingerin.

Denkend und analysierend die bestehen-
den Verhiltnisse permanent ins Visier zu
nehmen, kann frau vor einem Splitter des
Gender-Kometen schiitzen, mul} es aber
nicht. Entwickelte politische Handlungs-
fahigkeit und gemeinsames Handeln kann
in die Bahn des Kometen eingreifen.
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AbschlieBend mochte ich die fiir mich
zentralen Indikatoren fiir einen gelingen-
den GM-Prozel} nennen. Erst wenn sich an
der weltweiten ,,Frauenquote® erkennbar
etwas dndert, kann frau von einem wirk-
samen GM-Prozef3 sprechen: 65% Arbeit,
10% Bezahlung, 1% Besitz

Gendermainstreaming- Riickenwind fiir
die Miadchenarbeit

Presseerkldrung der Landesarbeitsgemein-
schaft Madchenarbeit in NRW e.V.
Gendermainstreaming bedeutet, alle politi-
schen Entscheidungen in ihren konkreten
Auswirkungen auf Frauen und Ménner zu
priifen.

Maidchenarbeit bedeutet, in der Jugendhil-
fe, in Schule, Sport und Kultur, die Inte-
ressen von Médchen in den Blick zu neh-
men. Mit méadchenspezifischen Angebo-
ten, wie Médchentreffs, Selbstbehauptung,
Theaterprojekten, Freizeiten/,,Wilden Wo-
chen“ oder Berufsorientierungskursen,
wird der lange nicht beachteten Jungenori-
entierung padagogischer Programme ent-
gegengesteuert und so eine geschlechter-
gerechtere Arbeit erreicht.
Gendermainstreaming in der Jugendhilfe
begriindet Mddchenarbeit.

Maédchenarbeit ist erfahren und geiibt,
Gendermainstreaming umzusetzen.

Dies ist das selbstbewulite Fazit der 30
Teilnehmerinnen der  Theorie-Praxis-
Werkstatt ,Gendermainstreaming:
Geschlechtsspezifik als Querschnittsauf-
gabe® am 10./11. Juni 2002 in Frille.

Die Veranstaltung war eine Kooperation
zwischen der Landesarbeitsgemeinschaft
Maidchenarbeit in NRW e.V. und der
Heimvolkshochschule ,,Alte  Molkerei
Frille* in Petershagen.

Die ,,Werkstatt* hatte das Ziel, die Taug-
lichkeit von Gendermainstreaming als
Werkzeug fiir den Ausbau von Midchen-
arbeit zu priifen, da es aktuell allerseits als
Schlagwort benutzt wird - mal um Frauen-
und Médchenpolitik nun fiir tiberfliissig zu
erkldren und mal, um es als Zauberformel
zur Losung der Geschlechterfrage zu be-
schworen.

So einfach ist es nicht! Gendermainstrea-

ming mul} gefan werden!

» Gendermainstreaming ist eine Errun-
genschaft der Frauenpolitik. Es ist das
Ergebnis der Weltfrauenkonferenz in
Peking, deren Forderungen die EU als
Richtlinie fiir die Beriicksichtigung der
Geschlechterperspektive in allen Poli-
tikfeldern im Amsterdamer Vertrag
von 1999 fiir alle Mitgliedsstaaten
verbindlich macht.

» Gendermainstreaming arbeitet nach
dem ,,Top Down* Prinzip, d.h. z.B. die
kommunale Amtsleitung verfiigt eine
geschlechtsdifferenzierte Jugendhilfe-
planung. 100 000,- Euro fiir eine Half-
Pipe diirften dann nicht ohne weiteres
bewilligt werden, es sei denn, es gédbe
ein  geschlechsbezogenes Konzept,
nach dem Maidchen und Jungen glei-
chermafBlen von dem Projekt profitie-
ren.

» Gendermainstreaming ist eine ge-
schlechtsspezifische Gesamtperspekti-
ve, d.h. es umfalit die Beteiligung von
Frauen und Ménnern. Fiir die Jugend-
hilfe bedeutet dies neben der struktu-
rellen Verankerung von Maédchenar-
beit, den Aufbau einer reflektierten
Jungenarbeit.

Der Landesjugendplan, das zentrale For-
derinstrument der Jugendhilfe in NRW, ist
im Hinblick auf Gendermainstreaming
bereits ein positives Beispiel. Dort ist ge-
schlechtsspezifische Arbeit, d.h. Maid-
chenarbeit und Jungenarbeit als Quer-
schnittsaufgabe aller Handlungsfelder und
als Forderposition fiir besondere Projekte
festgeschrieben. Finanzielle Kiirzungen
wiirden diese in einem langen Prozel3 er-
arbeitete Qualifizierung zunichte machen.

Als Netzwerk von iiber 90 Tragern, Ar-

beitskreisen und Fachfrauen der Maddchen-

arbeit wird die LAG Maidchenarbeit in

NRW e.V. ihre Kompetenzen kiinftig ver-

starkt in Gendermainstreaming Prozesse

einbringen. Fiir Fachfrauen bietet die LAG

Maidchenarbeit die Vernetzung zu Fragen

von Gendermainstreaming an.

18.6.2002

Kontakt und Information:
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LAG Maidchenarbeit in NRW e.V., fon
0521.139594

lag@maedchenarbeit-nrw.de
www.maedchenarbeit-nrw.de

Institut fir Gender Perspektiven, HVHS
,,Alte Molkerei Frille“, fon 05702.9771
info@hvhs-frille.de

www.hvhs-frille.de

Themen

Bundestagswahl 2002:
Wabhlpriifsteine

Welche weill schon, was wir dieses Jahr
mit der Wahl machen sollen. Welche Par-
tei ist iiberhaupt noch wihlbar? Einige
FrauenlLesben haben versucht, anhand von
Wahlpriifsteinen die Bereitschaft der Par-
teien, auf die Interessen von Lesben und
anderen Frauen einzugehen, zu testen.

Dies wird uns zwar die Wahl vermutlich
nicht erleichtern, aber doch kann es uns
noch einmal vor Augen fiihren, welche
Forderungen wir haben und wie wenig
davon politisch umgesetzt wird.

1. Lesbische Wahlpriifsteine

Parteien antworten auf lesbische Wahl-
priifsteine. Alle im Bundestag vertretenen
Parteien haben auf die Wabhlpriifsteine
geantwortet und zeigen so, daB sie lesbi-
sche Frauen als Wihlerinnen nicht ldnger
ignorieren konnen. Die Antworten sind
nachlesbar  unter  www.frankfurt.gay-
web.de/hessisch-lesbisch. Die Wahlpriif-
steine wurden von den lesbischen Landes-
netzwerken aus Brandenburg, Hessen und
NRW sowie dem bundesweiten Lesben-
ring erarbeitet.

Sie umfassen Fragen zur Asyl-, Einwande-
rungs-, Familien-, Beschéftigungs-,
Gesundheits- und Antidiskriminierungspo-
litik. Sie sind die ersten, die die besondere
Situation lesbischer Frauen in dieser Ge-
sellschaft in den Mittelpunkt riicken.
Wihrend sich die groBen biirgerlichen
Parteien SPD und CDU mit dem mageren
Verweis auf die Schaffung der Eingetra-

genen Lebenspartnerschaft oder das Par-
teiprogramm begniigten, vielen die Ant-
worten der iibrigen Parteien, FDP,
PDS und Griine reichhaltiger aus.

Wahlpriifsteine des Lesbenrings e.V. und
der lesbischen Landesnetzwerke Bran-
denburg,Hessen und Nordrhein-
Westfalen

Wahlpriifstein Asyl- und Einwande-
rungspolitik

unter dem Aspekt der sexuellen Identitét
Der Lesbenring und die lesbischen Lan-
desnetzwerke erwarten von allen Beteilig-
ten, dal} sie das sensible Thema Zuwande-
rung nicht durch Polarisierung und Emoti-
onalisierung machtpolitisch nutzen. Frem-
denfeindlichkeit und Rassismus wiirden
geschiirt bis hin zur Gefdhrdung von Leib
und Leben ausldndischer und ,,ausldndisch
aussehender” Mitbiirgerlnnen. Das Ziel
mul} aber ein weltoffenes, von demokrati-
schen und humanitiren Grundwerten ge-
leitetes Deutschland sein.

Die Lesbeninitiativen weisen seit langem
auf folgende Mif3stiinde hin:

- Geschlechtsspezifische  Verfolgungs-
griinde werden nur unzureichend erkannt.

- Eine nicht-staatliche Verfolgung auf-
grund von sexueller Identitidt als Asyl-
grund wird nicht anerkannt.

- Staatliche Verfolgung aufgrund der se-
xuellen Identitét ist als Asylgrund nicht
anerkannt.

- Ein eigenstindiges Aufenthaltsrecht fiir
lesbische Frauen ist nur unzureichend
moglich.

Die Lesbeninitiativen fordern:

- Eine geschlechtergerechte sowie eine die
sexuelle Identitédt beriicksichtigende Asyl-
politik

- Die Anerkennung geschlechtsspezifi-
scher Verfolgung und die Anerkennung
der Verfolgung aufgrund von sexueller
Identitat

- Ein eigenstindiges Aufenthaltsrecht fiir
lesbische Frauen unabhingig von Form
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und Dauer ihrer partnerschaftlichen Bin-
dung in Deutschland

- Angemessene Regelungen des Familien-
nachzugs

Fragen:

Setzen Sie sich fiir eine Asyl- und Ein-
wanderungspolitik ein, die sexuelle Identi-
tdit und eine Verfolgung aufgrund des
weiblichen Geschlechts als Flucht- und
Migrationsgrund anerkennt?

Setzen Sie sich dafiir ein, lesbische Frauen
und schwule Minner ein unabhéngiges
Aufenthaltsrecht erhalten?

Wabhlpriifstein gerechte Familienpolitik
unter Einbezug der sexuellen Identitit

In der gegenwirtigen Familienpolitik steht
die traditionelle heterosexuelle Kernfami-
lie im Vordergrund:

Vater-Mutter-Kind. Vor allem westdeut-
sche Miitter gehen in der Zeit der Kinder-
erzichung selten einer Erwerbstétigkeit
nach. Die gegenwirtige Familienpolitik
hat es nicht leisten konnen, eine Verein-
barkeit von Kindern und Beruf herzustel-
len. Familienpolitik schlieft des weiteren
in der Regel andere Familienkonstellatio-
nen, zum Beispiel lesbische Miitter, allein-
erzichende Miitter, Patchwork-Familien
aus.

Die Lesbeninitiativen weisen seit langem
auf folgende Mif3stiinde hin:

- Es wird nur eine bestimmte partner-
schaftliche Bindung rechtlich anerkannt
(Eingetragene Lebenspartnerschaft)

- Gleichgeschlechtliche verpartnerte Paare
werden gegeniiber verheirateten heterose-
xuellen Paaren im Erb-, Einkommens- und
Steuerrecht benachteiligt

- Gleichgeschlechtliche Paare haben kein
Adoptionsrecht

- Die heimische kiinstliche Befruchtung ist
in Deutschland verboten, sofern sie nicht
von einem Arzt durchgefiihrt wird

- In Deutschland haben lesbischen Frauen
keine legalen Moglichkeiten, auf artifiziel-
le Insemination zuriickgreifen zu kénnen

Die Lesbeninitiativen fordern:

- Eine umfassende rechtliche Absicherung
jeglicher Formen von Verantwortungsge-
meinschaften

- Abschaffung des Ehegattensplittings

- Kostenlose Kindertagesstatten

- Abschaffung des nachehelichen Unter-
halts auch bei der ELP

- Adoptionsrecht fiir gleichgeschlechtliche
Paare

- Legalisierung der kiinstlichen Befruch-
tung zu Hause

Fragen:

- Setzen Sie sich flir das Adoptionsrecht
fiir lesbische und schwule Verantwor-
tungsgemeinschaften ein?

- Setzen Sie sich fiir die Moglichkeit der
kiinstlichen Befruchtung fiir lesbische
Frauen ein?

- Setzen Sie sich fiir die Abschaffung des
Ehegattensplittings ein?

- Setzen Sie sich fiir kostenlose Kinder-
betreuung ein?

- Setzen Sie sich fiir die rechtliche Gleich-
stellung aller Formen von Verantwor-
tungsgemeinschaften ein?

Wabhlpriifstein Beschaftigungspolitik
unter Einbezug der sexuellen Identitit
Lesbische Frauen erleben in der Berufs-
welt nicht nur eine Benachteiligung auf-
grund ihres biologischen Geschlechts,
sondern auch aufgrund ihrer sexuellen
Identitat.

Die Lesbeninitiativen weisen seit ldnge-
rem auf folgende MiBstidnde hin:

- Lesben erleben Diskriminierung und
Gewalt am Arbeitsplatz aufgrund ihrer
sexuellen Identitét.

- Deutsche Wirtschaftsunternehmen stellt
sich einer ,,Politik der Verschiedenheit*
(Diversity management nach dem Vorbild
der USA), entgegen, die eine Diskriminie-
rung aufgrund u.a. der sexuellen Identitét
entgegenwirkt. Die deutsche Wirtschaft
stellt sich der Durchsetzung eines Antidis-
kriminierungsgesetzes entgegen, weil sie
ihre grundrechtlich gesicherte Vertrags-
freiheit eingeschrénkt sieht.
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- In den 6ffentlichen Verwaltungen gibt es
kaum Fortbildungsangebote fiir Mitarbei-
terlnnen zu dem Thema Homosexualitit

Die Lesbeninitiativen fordern:

- Zigige und weitreichende Umsetzung
der EU Richtlinie 2000/78/EG des Ra-
tes zur Verwirklichung der Gleichbe-
handlung in Beschiftigung und Beruf

- Flachendeckende Einsetzung von An-
tidiskriminierungsstellen, die u.a. die
sexuelle Identitit aufnehmen

- Wirksames Gleichstellungsgesetz fiir
die Privatwirtschaft

- Die Forderung von Selbstverpflichtun-
gen/Betriebs- und Dienstvereinbarun-
gen von Unternehmen, die einer Dis-
kriminierung aufgrund der sexuellen
Identitét entgegenwirken.

- Forderungen von Fortbildungen in der
Verwaltung zu dem Thema Homose-
xualitét

- Aufnahme des Themas Homosexuali-
tit in die Curricula der Verwaltungs-
fachhochschulen

Fragen:

- Setzen Sie sich fiir ein umfassendes An-
tidiskriminierungsgesetz ein, das iiber zi-
vilrechtliche und arbeitsrechtliche Rege-
lungen hinausgeht?

- Setzen Sie sich fiir Selbstverpflichtungs-
erklarungen in der Privatwirtschaft und in
der offentlichen Verwaltung ein?

Wabhlpriifstein Gesundheitspolitik

unter Einbezug der sexuellen Identitit.
Lesbische Frauen sind in der medizini-
schen und medizinsoziologischen Versor-
gung bisher vernachlédssigt worden. Wis-
senschaft und Praxis orientieren sich vor
allem an Mainnern unabhingig von ihrer
sexuellen Identitdt und an heterosexuellen
Frauen. Das triagt wesentlich dazu bei, dal3
in der Medizin das Problemfeld der ge-
sundheitlichen Folgen von Diskriminie-
rung aufgrund der sexuellen Identitét nicht
thematisiert wird. Ebenso wenig werden
die gesundheitlichen Folgen von Gewalt in
gleichgeschlechtlichen Beziehungen the-
matisiert. Dieser Mif3stand fiihrt dazu, daf}

keine angemessene medizinische und psy-
chosoziale Versorgung lesbischer Frauen
gewihrleistet ist.

Die Lesbeninitiativen weisen seit langem

auf folgende Mif3stiinde hin:

- es gibt keine Untersuchungen zu den
gesundheitlichen Folgen von Diskri-
minierung und Gewalt aufgrund der
sexuellen Identitét.

- -Artzlnnen und Andere im Gesund-
heitswesen betrachten die sexuelle O-
rientierung zwar nicht mehr als Krank-
heit, blenden diese Lebensform jedoch
in ithrem Alltagswissen aus.

- Die gesundheitlichen Folgen von héus-
licher Gewalt in gleichgeschlechtli-
chen Beziehungen werden nicht the-
matisiert.

Die Lesbeninitiativen fordern:

- Aufnahme des Themas sexuelle Identitét
in den Gesundheitsbericht der Bundesre-
gierung

- Forderung wissenschaftlicher Untersu-
chungen zu den gesundheitlichen Folgen
von Diskriminierung unter Einbezug von
Mehrfachdiskriminierung.

- Die Bereitstellung addquater medizini-
scher und psychosozialer Versorgungs-
strukturen fiir lesbische Frauen.

Fragen:

- Inwiefern setzen Sie sich fiir die Auf-
nahme der psychosexuellen Identitdt in
den Gesundheitsbericht der Bundesregie-
rung ein?

- Was tun Sie in der Gesundheitspolitik
dafiir, daB den Lebensumstinden von
Frauen im allgemeinen und denLeben-
sumstidnden lesbischer Frauen im besonde-
ren Rechnung getragen wird?

Wabhlpriifstein: Aktive Antidiskriminie-
rungspolitik

Inzwischen gibt es in Deutschland ein ge-
sellschaftliches Klima, in dem Diskrimi-
nierungen kritischer betrachtet werden. Es
gibt jedoch keine aktive Antidiskriminie-
rungspolitik, wie sie beispielsweise in den
Niederlanden {iblich ist.
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Die Lesbeninitiativen weisen auf folgen-
de Mif3stiinde hin:

- Nach wie vor gibt es keine finanzielle
Entschiddigung flir die in der NS-Zeit ver-
folgten Lesben und Schwulen

- Es gibt kein umfassendes Antidiskrimi-
nierungsgesetz

- In Deutschland gibt es rechtlich gesehen
nur zwei Geschlechter: ménnlich und
weiblich. - Intersexuelle Menschen werden
gegen ihren Willen/Wunsch in ein tech-
nisch machbares Geschlecht gezwungen
ohne Einbezug ihrer psychischen Ge-
schlechtlichkeit.

- Transsexuelle konnen nicht frei wihlen,
inwiefern sie ihre Geschlechtlichkeit ver-
dndern konnen, fiir die

- Namensdnderung ist nach wie vor eine
Geschlechtsoperation unabdingbar.

- Nicht verpartnerte lesbische und schwule
Partnerschaften werden nicht vom Staat
anerkannt.

Die Lesbeninitiativen fordern:

- Ein umfassendes Antidiskriminierungs-
gesetz, welches iiber das Zivilrecht und
Arbeitsrecht

hinausgeht

- Reform des Transsexuellengesetzes

- Reform des Intersexuellengesetzes

- Rechtliche Anerkennung aller Formen
vonVerantwortungsgemeinschaften

Fragen:

- Setzen Sie sich flir die Anerkennung aller
Formen von Verantwortungsgemeinschaf-
ten ein?

- In welcher Weise setzen Sie sich fiir eine
Reform des Transsexuellengesetzes ein?

2. Allgemeinere frauenpolitische Wahl-
priifsteine

Angelehnt an die Wabhlpriifsteine der ,,i-
berparteilichen Fraueninitiative Berlin-
Stadt der Frauen“ fiir die Abgeordneten-
hauswahl in Berlin 2001

Gleichberechtigte  Partizipation  von
Frauen an politischen Entscheidungs-
Junktionen und Inhalten:

- Verfiigt die Partei iiber gender-sensible
Instrumente, Anreiz- bzw. Sanktionsme-
chanismen?

- Welche Zielvorgaben bestehen, Frauen

auch in der Regierung bzw. im Parlament

gleichberechtigt an der Macht und an Fiih-
rungspositionen (z.B. als Senatorinnen, als

Staatssekretdrinnen, als Fraktionsvorsit-

zende, als Vorsitzende bzw. Sprecherinnen

von Kommissionen, Ausschiissen, Gre-
mien, etc.) zu beteiligen?-

- Setzt sich die Partei fiir den Fortbe-
stand eines eigenstindigen Ressorts
Frauen und eine Senatorin fiir Frauen
ein?

- Frauenpolitik, Frauenférderung, Gen-
dermainstreaming als integrativer Be-
standteil der Parteiprogrammatik

- Sind Frauenpolitik und Frauenforde-
rung integrativer Bestandteil der Par-
teiprogrammatik?

- Hat die Partei einige Anstrengungen
zur Implementierung und Umsetzung
des  Gendermainstreaming-Ansatzes
fiir ihre eigene Organisation unter-
nommen? Wie will sie in Regierungs-
verantwortung fiir eine ziigige und um-
fassende Umsetzung dieser Reform-
strategie aktiv wirksam werden?

- Erzeugen das Wahlprogramm bzw. die
entsprechenden Wahlkampfmaterialien
den Eindruck, dal dem politischen
Ziel der Geschlechtergerechtigkeit eine
hohe  Wertschitzung beigemessen
wird?

- Welche geschlechtsdifferenzierten
Ziele und MaBlnahmen werden im je-
weiligen Wahlprogramm explizit er-
wahnt?

- Welche MaBnahmen in den unter-
schiedlichen Politikfeldern werden
insbesondere den Wihlerinnen zu Gute
kommen?

- Wird deutlich, daf} das Demokratieziel
Geschlechtergerechtigkeit gerade an-
gesichts der notwendigen Sparzwénge
weiterhin gefordert wird und hierfiir
auch entsprechende finanzielle Vor-
kehrungen getroffen werden?

- Wie wird die Partei sichern, dal3 Nutz-
nieung von Steuergelder nachweislich
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auch paritatisch zur Verbesserung der
Lebens- und Arbeitssituationen von
Frauen verwendet wird?

- Ist eine Erweiterung der Kompetenzen
und der personellen Ausstattung der
Gleichstellungs- und Frauenbeauftrag-
ten sowie der Frauenvertretungen ge-
plant?

- Wie will die Partei sichern, daB kiinftig
ein aussagekriftiges

gender-sensibles Datenmaterial fiir alle

Politikbereiche zur Verfiigung gestellt

wird?

Arbeits-, Sozial- und Gesundheitspolitik

- Welche konkreten Vorstellungen gibt
es angesichts des schérfer werdenden
Wettbewerbs, des Sparzwangs und Ra-
tionalisierungsdrucks  zukunftsfihige
Arbeitspldtze mit existenzsicherndem
Einkommen fiir alle zu schaffen?

- Wie werden vorhandene Aus- und
Fortbildungsangebote fiir Frauen nach
der Familienphase bzw. fiir Frauen aus
benachteiligten Verhéltnissen kiinftig
gesichert?

- Personenbezogene Dienstleistungsbe-
rufe werden in der Regel von Frauen
ausgeiibt. Welche Vorstellungen exis-
tieren zur Aufwertung dieser Berufe,
einer zukunftstrachtigen Reform ihrer
Ausbildungs- und Arbeitsstrukturen
sowie der Verbesserung von Karriere-
verldufen und -chancen?

- Mit welchen MaBnahmen werden
Midchen und junge Frauen unterstiitzt,
sich verstirkt in den zukunftstriachti-
gen Bereichen der Informations- und
Kommunikationstechnologien, den
Medienberufen, den modernisierten
Fertigungstechnologien ausbilden zu
lassen?

- Welche Strategien zur geschlechterdif-
ferenzierten Reform von Ausbildungs-
strukturen sind geplant?

- Welche Mallnahmen planen die Partei-
en, um fir Frauen und Méadchen mit
Behinderungen ein gleichberechtigter
Zugang zu Ausbildungsplitzen und
zum Arbeitsmarkt zu gewéhrleisten?

Anti-Gewalt-Politik

- Welche konkreten Vorhaben und
MaBnahmen gibt es zur wirkungsvol-
len Umsetzung des Gewaltschutzge-
setzes bei der Polizei, Justiz und Ver-
waltung?

- Wie werden Frauen, die sog. ,,hdusli-
che Gewalt* durch ihren Partner erfah-
ren habt, vor diesem wirkungsvoll ge-
schiitzt?

- Wie wird Opfern ,héuslicher Gewalt*
und anderer Formen von Minnerge-
walt geholfen, die Verletzungen zu
verarbeiten?

- Mit welchen konkreten MaBnahmen
wird der internationale Frauenhandel
und die Zwangsprostitution wirkungs-
voll bekampft?

- Welche MaBlnahmen sind zur Priaven-
tion von Mainnergewalt gegen Mad-
chen und Frauen geplant?

- Welche MaBlnahmen sind zur Priven-
tion von sexuellem Millbrauch an Kin-
dern geplant?

- Zeigt die Partei eine klare Haltung zur
sogenannten ,,Pddophilie als Straftat-
bestand?

- Wie werden Médchen und Frauen kon-
stant gestdrkt gegen maénnliche Ge-
walt?

- Wieweit wird die Notwendigkeit einer
Verdanderung des Mainnlichkeitsbildes
zur Gewaltprévention gesehen?

Wirtschafts- und Familienpolitik:

- Mit welchen MaB3nahmen will die Partei
die Initiative der Bundesregierung, Be-
triebsvereinbarungen zur Forderung von
Frauen in der Privatwirtschaft auf freiwil-
liger Basis abzuschlie3en, fordern?

- Wie werden kiinftig wirtschaftsbezogene
Mentorinnen-Projekte, geschlechtersensib-
le Netzwerke und Organisationen gefor-
dert?

- Mit welchen eigenstandigen Mallnahmen
will die Partei in der Regierungsverant-
wortung eine Vereinbarkeit von Beruf und
Familie mit dem Ziel der tatsdchlichen
Gleichstellung von Frauen und Ménnern
sichern?
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- Mit welchen Zielvorgaben und konkreten
MaBnahmen werden Existenzgriindungs-
programme und die Férderung von weibli-
chen Selbstidndigen gender-sensibel ausge-
richtet?

- Wie soll die Wirtschaft fiir neue Formen
des Public-Private-Partnerships, flir eine
Beteiligung an der Finanzierung von Kul-
tur, Bildung und ... gewonnen werden?

Bildungs-, Wissenschafts- und Kulturpo-
litik

- Wie und bis wann wird das Ziel einer
flichendeckenden qualitativ hochwertigen
ganztigigen Betreuung der Kinder in den
Bildungseinrichtungen umgesetzt werden?
- Mit welchen Mallnahmen soll erreicht
werden, dall sowohl in der Struktur des
Schulsystems als auch bei den vermittelten
Inhalten moderne Rollenbilder gelebt und
vermittelt werden? - Welche Unterstiit-
zung erhalten geschlechtsdifferenzierende
Studien und Forschungen?

- Durch welche Zielvorgaben, Maflnahmen
und Kontrollen soll gesichert werden, daf3
das hohe Qualifikationspotential von
Frauen sich im wissenschaftlichen Perso-
nal der Hochschulen und Forschungsein-
richtungen wiederspiegelt?

- Welche Mallnahmen sind besonders ge-
eignet, um den Frauenanteil an Fithrungs-
positionen (Professuren in Hochschulen
und Leitungspersonal in Forschungsein-
richtungen) zu erhohen?

- Welche MafBnahmen werden ergriffen,
damit bei der personellen Zusammenset-
zung von Gremien, Expertlnnenkommis-
sionen und Hochschulkuratorien ein an-
gemessener Frauenanteil gesichert wird? -
- Welche Vorstellungen gibt es, um die
Reform der Personalstruktur, insbesondere
die Einfiihrung von Juniorprofessuren zur
deutlichen Erhdhung der Frauenanteile bei
den Hochschullehrerlnnen zu nutzen?

- Mit welchen konkreten MaBBnahmen wol-
len die Parteien dafiir sorgen, da3 neben
der "Hochkultur" auch die kleinen

- freien Trager der Kultur (einschlieBlich
Archive und Bibliotheken) effizient arbei-
ten konnen? Migrations-, Asyl- und Integ-
rationspolitik

- Mit welchen konkreten MaBBnahmen be-

absichtigt die Partei, eine eigenstidndige

Lebensgrundlage und die Integration von

Migrantinnen zu unterstiitzen?

- Welche Mallnahmen will die Partei er-

greifen, um ein friedliches und gleichbe-

rechtigtes Zusammenleben von unter-
schiedlichen Kulturen zu erreichen? Gibt
es aus ihrer Sicht eine "gemeinsame"

Antwort auf die Fragen, die unterschiedli-

che Kulturen aufwerfen, z.B. in den Berei-

chen Kitas, Schulen, Sportplitze, Medien,

Kunst, Kultur, Literatur, Erndhrung, Kran-

ken- und Altenpflege?

- Wie steht die Partei zur Quotierung fiir

Migrantinnen in politischen Parteien, in

Frauenprojekten und anderen relevanten

offentlichen Institutionen und Verbianden?

Was hilt sie von Migrantinnenbeauftrag-

ten in Bezirken mit hohem Migrantinne-

nanteil?

- Wie ist die Position der Partei zu frauen-

politischen Asylgriinden und zum eigen-

stindigen Aufenthaltsrecht?

- Wie grof3ziigig will die Partei gesetzliche

Spielrdume nutzen, um von Gewalt be-

drohten Frauen ein eigenstindiges Aufent-

haltsrecht zu geben?

- Welche Anstrengungen sind zu unter-
nehmen, um auch den illegal lebenden
Menschen ein wiirdevolles Leben zu
ermdglichen?

Biirgerschaftliches Engagement

- Welche Ziele gibt es hinsichtlich der
Verbesserung der Rahmenbedingungen fiir
freiwillig Engagierte bzw. ehrenamtlich
Tatige (Kostenerstattung, Aufwandsent-
schiadigung, Qualifizierung in den Tatig-
keiten der

- Freiwilligen, Anrechnung auf die Rente,
Anerkennung im Erwerbsbereich, Frei-
fahrt im OPNV, etc.)? Welche MaBnah-
men sind geplant?

- Haben die Kandidaten und Kandidatin-
nen eigene Erfahrungen aufBlerhalb ihrer
Parteiarbeit mit freiwilliger (un-)bezahlter
Arbeit z.B. in Einrichtungen des Sozialen,
der Kultur, der Bildung, der Menschen-
rechtsgruppen, etc.?

19



KOFRA 99/02

Von der Lizenz zum Pliindern zur Li-
zenz zum Toten
Der Zusammenhang zwischen globalem
Freihandel und Krieg

- Maria Mies-
Vom 9.-13. November trafen sich die
Wirtschaftsminister der 142 Mitgliedslédn-
der der Welthandelsorganisation (WTO) in
Doha (Katar) im Persischen Golf, um iiber
eine weitere Runde der Liberalisierung des
Welthandels zu beraten. Es ist eine Ironie
der Geschichte, daf} sich die WTO, die bei
ihrem letzten Gipfeltreffen 1999 in Seattle
(USA) ein Fiasko erlebte, sich nun ausge-
rechnet auf der Halbinsel Katar im Persi-
schen Golf treffen will, aus Angst vor Pro-
testen der Zivilgesellschaft. Wahrschein-
lich fithlen sie sich sicherer dort, wo von
amerikanischen Flugzeugtragern tiglich
Hunderte von
Bombeneinsitzen gegen das geschundene
Land Afghanistan geflogen werden.
Wirtschaftsverhandlungen im  Schatten
von Bombern und Kamptfhubschraubern.
Der Krieg gegen den "weltweiten Terro-
rismus", der Kampf um die Erweiterung
des globalen Freihandels, die Unterdrii-
ckung demokratischen Widerstandes geho-
ren offenbar zusammen.
Seit Seattle ist dieser Widerstand zahlen-
mafig und qualitativ weltweit gewachsen.
Es gibt kein Gipfeltreffen der "global
players" oder der unheiligen Trinitdt (wie
ich sie nenne) Weltbank, IWF und WTO
mehr, das nicht empfindlich gestort wiirde
von einer wachsenden Zahl von Men-
schen, die den Glauben an die Verspre-
chungen des konzerngesteuerten, globalen
Freihandels verloren haben, die nicht wol-
len, dafl die Welt zu einer Ware gemacht
wird, daB3 der Profit wichtiger ist als die
Umwelt und die Menschen.
Diese Versprechungen sind: Globaler
Freihandel schafft Wachstum. Wachstum
schafft Arbeitsplitze und Wohlstand fiir
alle. Das ist die Voraussetzung fiir
Gleichheit, Freiheit und Demokratie.
Wogegen richtet sich die GLOBALISIE-
RUNG VON UNTEN (Mies 2001)?
Sie richtet sich zunédchst gegen die Zersto-
rung demokratischer Strukturen, im eige-

nen Land und {iberall auf der Welt. Demo-
kratie und globaler Freihandel sind wie
Feuer und Wasser, sagte John Gray, ehe-
maliger Berater von Margaret Thatcher.
Globaler Freihandel kann nur funktionie-
ren, wenn er immunisiert wird gegen die
Storungen durch demokratische Wahlvor-
gange.

Ferner haben vor allem die Menschen im
Stiden festgestellt, dal die Versprechun-
gen der Freihdndler Betrug sind. Seit der
Einfiihrung der neoliberalen "Wirtschafts-
reformen" (um 1990) ist nach den Berich-
ten von UNO-Organisationen die Un-
gleichheit zwischen den Léndern und in-
nerhalb der Liander grofer geworden.
Selbst die Weltbank gibt das zu. In den
Landern des Siidens haben diese "Refor-
men" zu mehr Armut, mehr Hunger, mehr
Arbeitslosigkeit, zu wirtschaftlicher Stag-
nation, mehr Krankheiten, mehr Analpha-
betentum gefiihrt. Auch in den Lidndern
des Nordens gibt es heute mehr Arme als
vor zehn Jahren.

AuBerdem fiihrt diese Politik zu groBerer
Riicksichtslosigkeit gegeniiber der Um-
welt. Vor allem die USA ignorieren inter-
nationale Umweltabkommen (s. Kyoto-
Protokoll). Wichtig ist nur Wachstum und
Sieg im internationalen Konkurrenzkampf.
Neben diesen negativen Auswirkungen
der neoliberalen Globalisierung wird zu-
nechmend klar, dal die LIZENZ ZUM
PLUNDERN (Mies/v. Werlhof 1998) qua-
si notwendigerweise auch zur LIZENZ
ZUM TOTEN fiihrt.

Die neoliberale Politik von WTO, IWF
und Weltbank hat mit ihren Strukturanpas-
sungsprogrammen {berall im Siiden zu
Verarmung, Terror, Biirgerkrieg, Vertrei-
bung und Fliichtlingselend gefiihrt (Bei-
spiele Mosambik, Burundi, u. a.) In Jugos-
lawien haben wir das selbe Muster auch in
Europa erlebt. Die dann aufbrechenden
Kriege zwischen Volksgruppen, die vorher
relativ friedlich neben-miteinander gelebt
haben, werden zu seit jeher bestehenden
ethnischen/religiosen/kulturellen Tod-
feindschaften erklért, die nur noch durch
"humanitdre Intervention" d. h. Krieg
durch die "zivilisierte Weltgemeinschaft"
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befriedet werden konnen. Im Afghanistan-
Krieg erleben wir das selbe Muster wieder.
Hier ist es sogar ein Krieg der "zivilisier-
ten Welt" gegen die Barbarei, vor allem
des Islam.

Was die mit diesen neuen Kriegen einher-
gehende Kriegspropaganda systematisch
verschweigt, sind die mit diesen neuen
Kriegen einhergehenden o6konomischen
Interessen der westlichen Lander. Nach
dem Golfkrieg von 1991 schrieb die ame-
rikanische Okonomin Hazel Henderson
"Krieg ist gut fir die Wirtschaft". Krieg
schaffe Arbeitsplitze. Der Goltkrieg habe
die amerikanische Wirtschaft aus der Re-
zession der achtziger Jahre gezogen.

Die Wirtschaften der "Freien Welt" USA,
EU, Kanada, Japan, stecken alle in einer
tiefen Wirtschaftskrise, die der von 1929
dhnelt. Trotz aller Freihdndlerei miissen
die Wachstumsraten {iberall drastisch nach
unten korrigiert werden. Solange der Kapi-
talismus existiert, hat er seine Wirtschafts-
krisen durch Kriege zu I6sen versucht.

Am 29. 10. konnte man in der FR lesen,
das Pentagon habe den "groften Riis-
tungsauftrag aller Zeiten" an den Riis-
tungskonzern Lockheed Martin erteilt: 200
Milliarden US Dollar fiir den Bau von
3000 Superkampfjets.

Dieser Auftrag soll 30 Jahre dauern. Die
FR jubelte: "In Nordtexas knallten die
Sektpfropfen." Die Milliarden bedeuteten
Arbeitspldtze, Kaufkraft und Prosperitit,
nicht nur fiir Kalifornien sondern fiir die
USA als ganzes. Ich verstehe jetzt, warum
Bush und seine Vasallen einen "langan-
dauernden Krieg" brauchen. Krieg ist gut
fiir die (westliche) Wirtschaft.

Diese neuen "entstaatlichten Kriege" (O-
Ton Schily) sind die notwendige Folge der
globalisierten Wirtschaft. Das ist bereits
nachzulesen in der nach dem Kosovo-
Krieg (1999) verabschiedeten neuen Nato-
Strategie. Dort ist zu lesen, dal es in der
globalisierten Welt um andere Kriegsziele
gehen miisse als noch wihrend der West-
Ost-Konfrontation. Diese sind u. a. die
VERSORGUNGSSICHERHEIT der Na-
to-Staaten und die VERTEIDIGUNG
WESTLICHER WERTE gegen fundamen-

talistische Stromungen. Der fundamenta-
listische Islam wird schon als Feind ge-
nannt. In dem Weizsdcker-Papier der
Bundeswehr werden auch schon die néchs-
ten Konfliktherde genannt: die Golfregion,
das Gebiet um das Kaspische Meer, die
GUS-Staaten, Nordafrika (Neuber 2000).
Alles Gebiete, an denen unsere "Versor-
gungssicherheit" hingt: unsere Olversor-
gung.

Und was haben die WTO-Verhandlungen
in Katar mit diesem neuen Krieg gegen
den Terrorismus zu tun?

Maude Barlow, Direktorin des Council of
Canadians, schreibt, da3 die USA auf die
Anti-Terrorismus-Koalition setzt, um auch
ihre Agenda in der WTO durchzusetzen.
Der US-Minister fiir Handel, Robert Zoel-
lick, setzt die Unterstiitzung des globalen
Freihandels und den Kampf gegen den
Terrorismus auf die gleiche Stufe. Er er-
klarte, daBB "der globale Freihandel die
Werte fordert, die den Kern dieses lang-
andauernden Kampfes ausmachen". Die
USA diirften nicht von ihrer "globalen
Verantwortung" zuriicktreten. Das bedeute
die Verteidigung des Freihandels gegen
die terroristische Bedrohung und gegen die
Opponenten gegen die Globalisierung
(Barlow, Globe and Mail, 10 .Oktober 0O1).
Aus dieser neuen Orientierung erfolgte
Ende Oktober eine neue Agenda fiir die
Verhandlungen in Katar. Die USA haben,
entsprechend ihrer Anti-Terror Allianz mit
den Europidern, eine neue vereinigte Front
mit der EU geschmiedet. Sie haben die
Differenzen mit den Europdern auf die
Seite geschoben (Landwirtschaft taucht
daher in der Agenda nicht mehr auf). Sie
versuchen, die Linder des Siidens einzeln
durch  Geldangebote,  Schuldenstrei-
chungsversprechen, Authebung von Wirt-
schaftssanktionen (Pakistan), aus der Alli-
anz der Linder des Siidens herauszubre-
chen.

Von 142 WTO-Mitgliedern sind 100 Lén-
der des Siidens. Diese Lander waren bis-
lang strikt gegen eine neue "Runde". Sie
verlangen, daf3 erst einmal die Ergebnisse
der bisherigen Freihandelsabkommen un-
tersucht werden, che eine neue Liberalisie-
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rungsrunde beginnen diirfe. Die Amerika-
ner argumentieren nun, wer sich der Alli-
anz des "freien Westens" widersetze, stir-
ke damit das Lager der Terroristen. Der
deutsche  Verteidigungsminister ~ Herr
Scharping sprach in seiner Pressekonfe-
renz vom 6.11.01 sogar von einer neuen
Frontlinie, auf der einen Seite die USA,
Europa und auch Ruf}land (der

"freie Westen") und auf der anderen die
Léander des Siidens.

Um diese Front wird es auch bei den
WTO Verhandlungen in Katar gehen.
Literatur: Maria Mies: Globalisierung von
unten. 2001 Rotbuch Verlag, 6S 190,-

PISA-Studie
Sigrid Metz-Gockel sieht Fortschritte
und Stagnation fiir Midchen

,Nach Pisa ist ein Riickgriff auf "natiirli-
che Interessen" von Jungen und Médchen
im Sinne von geschlechtsspezifischen Un-
terschieden nicht mehr legitimiert. Ge-
schlechterdifferenzen erweisen sich im
internationalen Vergleich nicht als ge-
schlechtsspezifische Differenzen. In die-
sem Sinne leistet die Pisa- Studie eine
glorreiche Aufklarung iiber soziale Ge-
schlechter-Zuschreibungen...

Von einer Bildungsbenachteiligung der
Maidchen in der Bundesrepublik, wie sie
Helge Pross im Jahre 1969 beschrieb, ist
nicht mehr auszugehen. Das 20. Jahrhun-
dert war das Jahrhundert der Frauenbil-
dung. In der zweiten Hélfte des vorigen
Jahrhunderts haben die jungen Frauen
noch einmal einen kréftigen Sprung nach
vorngetan. Bei den 25-bis 34-jdhrigen
Frauen ist laut Pisa-Ergebnissen der Anteil
derjenigen mit einem Hochschulabschluf3
doppelt so hoch wie bei den 55 bis 64-
jéhrigen und in 17 von 25 OECD- Landern
mit vergleichbaren Daten ist der Frauenan-
teil bei den Hochschulabschliissen gleich
hoch wie der der Mianner oder etwas ho-
her...

Die Bildungsexpansion bei den Frauen ist
also uniibersehbar und der Vorsprung der
jungen Frauen in der Lesekompetenz und
den hoheren Bildungsabschliissen ein Er-
folg. Aber wem ist er zuzuschreiben? Der

erste Eindruck tduscht. Man kann die Pisa-
Studie auch so lesen: es hat sich nichts
verdndert.

Zu diesem Fazit kann man kommen, wenn
sich der Blick auf die inhaltlichen Interes-
sen richtet, die junge Frauen und junge
Minner fast unverdndert voneinander
trennen. Anders ausgedriickt: das deutsche
Schulsystem leistet fast nichts im Hinblick
darauf, die traditionelle Interessenpolari-
sierung zwischen den Geschlechtern auf-
zulosen. Das ist verbliiffend und konnte
unbemerkt bleiben, gébe es nicht im euro-
paischen Vergleich ganz andere Daten....
Der in fast allen Landern beobachtbare
erhebliche Vorsprung der Méadchen in der
Lesekompetenz sowie die in vielen Lin-
dern besseren Ergebnisse der Jungen in
der mathematischen Grundbildung sind
zum Teil auf den allgemeinen kulturellen
Hintergrund beziehungsweise auf pddago-
gische Maflnahmen und Praktiken zuriick-
zufiihren."

Ausschnitte aus: Internationale Schulleis-
tungsstudie PISA. Signifikante Unter-
schiede zwischen Mddchen und Jungen,
in: zwd Bildung/Wissenschaftl/Politik Nr.
09-10/2002

Stellungnahme des Kofra zur geplanten
Streichung seiner Zuschiisse ab 2004
Schockiert haben wir die fiir uns vollig
iiberraschende Nachricht aufgenommen,
dafl der stidtische ZuschuB} fiir Kofra ab
2004 komplett gestrichen werden soll.
Bisher wurde uns und anderen Projekten
von Frau Picard und Herrn Niissel versi-
chert, dal es insgesamt um 18% Einspa-
rungen bis 2006 gehe, jedoch die Einspa-
rungen durch alle Zuschulnehmerlnnen zu
erbringen sind und die Breite der Angebo-
te in Miinchen erhalten bleiben soll. Hier-
auf haben wir unsere Planung abgestellt.
Die nunmehr von der Verwaltung vorge-
schlagene komplette Streichung des Kofra
ist uns von der Sache her voéllig unver-
stindlich. Das zeigt uns zum einen, wie
wenig die Verwaltung iiber unsere Arbeit
und Bedeutung weil (was sich mogli-
cherweise in der Verkiirzung des Namens
nur als Kommunikationszentrum fiir Frau-
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en ausdriickt) und andererseits wie belie-
big auch diese Rest-Kategorie in der Pro-
duktgruppe ,,aktivierende Angebote* ver-
ortet wurde und die Angebote ja alle fast
komplett beseitigt werden sollen. Aktivie-
rende Arbeit wird von der Verwaltung in
ihrer sozialpolitischen Bedeutung offenbar
nicht verstanden. Und was die Arbeit des
Kofra anbetrifft, scheint eine Darstellung
notwendig.

Kofra ist ein Freiraum fiir alle Frauen
zur Thematisierung von Fragen, die sie
beschiftigen oder bedriicken und zur
Erarbeitung von individuellen Losun-
gen und Verinderungsvorschliagen, die
iiber die einzelne Person hinausweisen.
Kofra setzt an den Kompetenzen der Frau-
en an, die das Angebot aufsuchen und
spricht sie nicht auf ihre Defizite, als Kli-
entin, an. Es fordert deren Kreativitiat und
Aktivitdt und fangt psychische Verunsi-
cherungen, die durch Vereinzelung,
Schuldzuschreibungen und Opferzuwei-
sungen entstehen konnen, auf bzw. beugt
thnen vor.

Kofra versteht sich daher im Grundsatz
als Projekt zur Aufrechterhaltung und
Forderung psychischer und geistiger
Gesundheit

und der Prdavention von Depression, Ver-
zweiflung, Entmutigung und Selbstaufga-
be. Entsprechende Wirkungen werden von
Nutzerinnen des Projektes immer wieder
formuliert. Frauen suchen das Projekt auf,
weil sie hier Verstindnis, Solidaritdt und
frauenspezifische Forderung erwarten.

Der inhaltliche Schwerpunkt des Kofra
waren und sind Fragen der Erwerbsar-
beit/des Berufes.

Kofra wird von den Frauen gezielt deswe-
gen gesucht und genutzt als frauenspezifi-
sche Perspektive auf Arbeit und als frau-
enbezogener Rahmen. Sie suchen Unter-
stiitzung fiir Situationen oder Probleme,
die an anderen Einrichtungen ausgeblendet
bleiben.

Kofra ist das einzige Projekt in Miin-
chen, das umfassende Angebote zu Frau
und Beruf macht.

Die berufliche Forderung bei Kofra um-
falit Beratungen, Seminare zu Existenz-
griindungen, Berufsentwicklung, Kurse
und Bewerbungstrainings (z.B. ,,der Weg
in den Beruf”, ,,Den Laden schmeissen®,
Rhetoriktraining)— ergdnzt durch Grup-
penarbeit z.B. , Erfolgsteam®, Erwerbslo-
sencafe oder themenbezogenes Arbeiten
(,,Kollegiale Beratung®, ,,Feministische
Strategien am Arbeitsplatz®, ,,Arbeitskreis
Schule), und die Diskussionsveranstal-
tungen, mit denen geduflerte Interessen der
Frauen aufgegriffen und umgesetzt wer-
den.

Einen zweiten Schwerpunkt hat Kofra

zum Thema Gewalt gegen Frauen mit

der Beteiligung an der ,,Miinchner

Kampagne Aktiv gegen Minnergewalt®

aufgebaut.

Eine breite Vernetzung mit anderen Insti-

tutionen ist entstanden und hat Kofra be-

kannt gemacht als Ort

- der solidarischen Unterstiitzung bei
Gewalt,

- einer politischen Perspektive, die auf
die Beendigung der Gewalt abzielt und

- eines Empowerment-Ansatzes statt
eines, der betroffene Frauen als Opfer
festschreibt.

Das breite Angebot und die Offenheit von
Kofra fiir die Themen der Nutzerinnen
ermoglicht prinzipiell jeder Frau, ihre ei-
gene Art der Nutzung zu finden, die beim
offenen Zugang niedrigschwellig beginnt
und sich auch hochsten Anspriichen inhalt-
licher Auseinandersetzungen stellen kann
(Cafebereich, allgemeine Informationen
und Orientierungen, Internet, spezialisierte
Bibliothek und Videothek, Beratung, Bil-
dung, wiss. Arbeiten, politische Aktionen,
politische und fachspezifische Diskussio-
nen, Projekte (z.B. an Schulen), Befragun-
gen (z.B. Lesben und Arbeit, ,,Miitter kla-
gen an“) Gruppenarbeit, Seminare, Kurse,
Kontakte, Freundschaften, Kofra-Zeitung,
WasWannWo fiir Frauen in Miinchen)

23



KOFRA 99/02

Kofra hat in seiner 19-jahrigen Projektge-

schichte:

- unzdhlige Frauen in der Umsetzung
einer eigenstindigen und erfolgreichen
Berufs- und Lebensperspektive unter-
stltzt

- eine Reihe von Projekten initiiert, von
denen einige auch heute noch ein
wichtiger Bestandteil der Fraueninfra-
struktur sind (wie z.B. IMMA, Frau-
engesundheitszentrum, Amazonen
Sportfrauen, Wildwasser)

- mehrere Publikationen herausgebracht
zu: sexueller Beldstigung am Arbeits-
platz, Feministischer Méadchenpolitik,
Kampagnen und MaBnahmen gegen
Gewalt an Frauen international, die
Dokumentation der Kampagne — ein 5.
Buch ist in Planung (,,Miitter klagen
an‘

- die groBe Kampagne ,Aktiv gegen
Mainnergewalt mitinitiiert und maB-
geblich ihre Umsetzung ermoglicht
und getragen und setzt dieses Engage-
ment durch die Koordination des
,Miinchner Biindnisses Aktiv gegen
Minnergewalt“ mit dem ,,Runden
Tisch gegen Minnergewalt”, dem
Rundbrief und diversen Veranstaltun-
gen weiter fort

Kofra

- ist bundesweit ein Begriff nicht nur
innerhalb der Frauenbewegung, son-
dern auch in zahlreichen Institutionen,
Frauenbiiros, Minsterien etc.

- trdgt aktiv zur Vernetzung und iiber-
greifenden Information bei durch das
WasWannWo fiir Frauen, Die Kofra-
Zeitschrift zu Feminismus und Arbeit,
den Rundbrief des Biindnisses und das
Biindnis selbst.

Kofra ist Ansprechpartnerin z.B. zur Zeit

aktuell:

- fiir Lehrerlnnen zu Praventionsprojek-
ten an Schulen (Ak Schule)

- fiir Mitarbeiterinnen im sozialen und
therapeutischen Bereich zum Umgang
mit Sexualstraftitern (AK Téterarbeit)

- fiir Miitter aus dem ganzen Bundesge-
biet zu Problemen mit dem Sorge- und
Umgangsrecht (AK ,Miitter klagen
an“) und auch fiir Fachfrauen, die mit
betroffenen Frauen arbeiten.

Die gegenwiirtige und zukiinftige Praxis

des Projektes.

Kofra sucht stindig nach neuen Hand-

lungsansétzen und bemiiht sich, neue Ziel-

gruppen zu erreichen. Im Jahre 2002 wird

z.B.

- die Arbeit mit Migrantinnen aufgebaut
durch die erstmalige Einstellung einer
Migrantin. Schwerpunkt ist die Ar-
beitsberatung

- der Stadtteilbezug hergestellt durch die
Er6ffnung eines Frauenstadtteilcafes

- ein Angebot fiir Schiilerinnen entwi-
ckelt zur Forderung ihrer Berufsper-
spektive

- die Situation von Frauen im Alter zu
einem neuen inhaltlichen Schwerpunkt

- ein neuer Ansatz mit erwerbslosen
Frauen begonnen und iiber eine alter-
native Arbeitsvermittlung nachgedacht

- ein aktuelles Forum eingerichtet zur
spontanen Diskussion tagespolitischer
Ereignisse

- ein Konzept zur Integration gehorloser
Frauen in das Projekt entwickelt.

Will Miinchen auf diesen breiten frauen-
politischen und schwerpunktmifBig er-
werbsarbeitsbezogenen Ansatz in einem
der renommiertesten Frauenprojekte der
Stadt verzichten? Soll zuriickgekehrt wer-
den zur Festschreibung von Frauen als
Opfer, Bittstellerinnen und Klientinnen?
Dies kann auch und gerade nicht im Sinne
des GenderMainstreaming sein, das die
Frauenforderung erginzen soll, aber nicht
ersetzen darf.

Welche sich dem Protest anschlieen will,
bitte Anruf (089.2010450), Fax (089 -
2022747) oder mail (kofra-muenchen@t-
online.de) ans Kofra mit Angabe von Na-
me, Beruf und Adresse/Tel., email.

Oder Protest an:
Spd-rathaus@muenchen.de
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Nachrichten

Nigerianische Frauen besetzen Olbohr-
turm und Olfirma gibt nach.
Frauen haben in Nigeria eine Anlage der
Olfirma Chevron Texaco besetzt und hal-
ten die Arbeiter als Geiseln fest. Seit sie-
ben Tagen haben die Frauen der nigeriani-
schen Dorfer Ugborodo und Arutan eine
Olforderanlage der Firma Chevron Texaco
besetzt. Die 500 Dorfbewohnerinnen wol-
len das Unternehmen zwingen, ihre S6hne
als Arbeiter einzustellen und sich fiir die
Entwicklung der Dorfer einzusetzen. In
dem Werk halten sie auch ungefahr 500
Arbeiter gefangen, 22 lieflen sie bald wie-
der frei.
Unauffillig hatten die Frauen am Montag
begonnen, in das Werk einzuziehen. Nach
kurzer Zeit hatten sie alle Zufahrten blo-
ckiert und die Olférderung gestoppt. Die
Geiseln halten sie mit der Drohung fest,
dafB sie sich vor ihnen nackt ausziehen. In
Nigeria gilt das als grofle Schande fiir den,
der zusieht. ,,Unsere Waffe ist unsere
Nacktheit®, sagt Helen Odewoitse.
Nach 10 Tagen teilte das US-Ol-
Unternehmen Chevron Texaco mit, es
wolle auf die Forderungen der Frauen ein-
gehen. Chevron werde die Dorfer, die in
der Néhe des Hafens liegen, finanziell
unterstiitzen und den Menschen Arbeits-
plétze anbieten, sagte ein ortlicher Vertre-
ter der Olfirma am Mittwoch in Lagos.
,, Wir sind froh, daf3 wir die Krise friedlich
und durch Gespréche gelost habeny, so der
Sprecher. Mit dem Geld sollten Schulen
und Geschiéfte gefordert werden. Die Pro-
teste auf vier weiteren seit Dienstag be-
setzten Olférderanlagen gehen dagegen
noch weiter. Die dortigen Frauen verlan-
gen dhnliche Zugestdndnisse wie die Frau-
en vom Olhafen. Man werde auch ihnen
Verhandlungen anbieten, sagte der Spre-
cher.
Alle Anlagen liegen im Niger-Delta, etwa
320 Kilometer von der Millionenstadt La-
gos entfernt. Hier werden tdglich 400.000
Barrel Ol gefordert.
womanticker.de, 17.7.2002

Gender Campus Switzerland

ist seit April 2002 auf dem Netz !

Gender Campus Switzerland ist eine zent-
rale Informations- und Kommunikations-
plattform  fliir =~ Geschlechterforschung
(Gender Studies) und fiir Gleichstellungs-
fragen an den Schweizer Hochschulen
(Gender Equality). Gender Campus Swit-
zerland bietet umfassende Informationen
iiber wichtige Veranstaltungen, Ereignisse
und Entwicklungen in den genannten Ge-
bieten, stellt die wichtigen Institutionen
vor, enthilt eine ausgedehnte Linkliste

und bietet Raum fiir Debatten und Kontro-

versen.
www.gendercampus.ch

Arbeiterinnen verdienten 2001 26 %
weniger als Arbeiter

- Presseerkldrung des Statistischen Bun-
desamtes vom 11.7.2002-

WIESBADEN — Wie das Statistische
Bundesamt  mitteilt, verdienten in
Deutschland die Arbeiterinnen durch-
schnittlich im Jahr 2001 im Produzieren-
den Gewerbe 26 %, die weiblichen Ange-
stellten im Produzierenden Gewerbe, Han-
del, Kredit- und Versicherungsgewerbe
30 % weniger als thre ménnlichen Kolle-
gen.

Der Verdienstabstand der Frauen ging im
fritheren Bundesgebiet bei den Arbeitern
von 43 % im Jahr 1957 auf 26 % und bei
den Angestellten von 45 % auf 29 % im
Jahr 2001 zuriick. In den neuen Léndern
verringerte sich der Verdienstabstand der
Arbeiterinnen in den letzten zehn Jahren
geringfiigig von 25 % auf 23 %, bei den
weiblichen Angestellten lag er 1991 und
2001 bei jeweils rund 25 %.
Untersuchungen haben ergeben, daB3 die
Verdienstunterschiede von Minnern und
Frauen zu einem groflen Teil auf unter-
schiedlichen Titigkeiten — gemessen an
ihrer Einstufung in Leistungsgruppen —
und auf Unterschieden in der Wirtschafts-
zweigzugehorigkeit beruhen. 2001 lassen
sich im frilheren Bundesgebiet 34 % des
Verdienstabstands bei den Arbeitern und
43 % des Verdienstabstands bei den Ange-
stellten durch die unterschiedliche Leis-

25


http://www.gendercampus.ch/

KOFRA 99/02

tungsgruppenstruktur, 9% des Ver-
dienstabstandes bei den Arbeitern und
12 % des Verdienstabstandes bei den An-
gestellten durch die unterschiedliche Wirt-
schaftszweigzugehorigkeit erkldren. Wei-
tere mogliche Erklarungsfaktoren wie Un-
terschiede im Alter, der Ausbildung oder
der Dauer der Unternechmenszugehorigkeit
konnen anhand des verfiigbaren Materials
nicht quantifiziert werden.

Diese und weitere Ergebnisse sind in
"Wirtschaft und Statistik", Heft 5, 2002,
unter dem Titel "Verdienstabstand zwi-
schen Ménnern und Frauen" verdffentlicht
worden. Dieses Heft ist auch online im
Statistik-Shop des Statistischen Bundes-
amtes unter http://www.destatis.de/shop
erhaltlich

Midchen lernen Gewalt in der Schule
Eine in Wien durchgefiihrte Langzeitstu-
die hat das Phdnomen der Gewalt an Schu-
len untersucht. Ein Ergebnis: Sind Mad-
chen zu Beginn des Schuljahres noch we-
niger aggressiv als Burschen, so sind zum
Ende hin keine Unterschiede mehr fest-
stellbar. Bisher wurde die Gewalt an Schu-
len vor allem an Gymnasien und Haupt-
schulen erforscht. Wiener Psychologen
widmen sich in einer Langzeitstudie einer
grpBen Forschungsliicke: der Gewalt an
Berufsbildenden Mittleren Schulen, der
Gewalt unter 15-19 Jdhrigen. Burschen
wenden in der Schule vor allem physische
Gewalt an, sie schlagen, treten hin, ma-
chen Dinge kaputt und nehmen anderen
Schiilern etwas weg. Beim Schimpfen und
Streiten sind die Méddchen und Burschen
gleich aggressiv. Nur in einem einzigen
Punkt sind Méadchen den Burschen in ihrer
Aggression liberlegen — sie machen sich
viel mehr iiber andere lustig als Bur-
schen....

Maidchen lernen die physische Gewalt im
Laufe eines Schuljahres, sie werden kor-
perlich aggressiver, um sich verteidigen zu
konnen, vermutet die Psychologin Atria.
Ulrike Schmitzer, ORF1, Wissenschaft

Griinderinnen langsam im Kommen

Aktuelle Untersuchung des Instituts fiir
Mittelstandsforschung der  Universitét
Mannheim weist auf steigende Zahl selb-
stindiger Frauen hin. Immer mehr Frauen
griinden ihr eigenes Unternehmen. Allein
innerhalb der letzten zehn Jahre ist die
Zahl selbstdndiger Frauen um 230.000 auf
iiber eine Million gestiegen. Zwar machen
sich absolut betrachtet immer noch mehr
Mainner als Frauen selbstdndig, doch pro-
zentual hat die Zahl selbstindiger Frauen
seit 1991 um 30 % und die der Ménner nur
um 16 % zugenommen.

Dies sind erste Ergebnisse eines aktuellen
Forschungsvorhabens iiber "Griinderinnen
und selbstindige Frauen in Deutschland".
Die vom Bundesministerium fiir Bildung
und Forschung geférderte Untersuchung
fiihrt das Institut fiir Mittelstandsforschung
der Universitdt Mannheim (ifm) in Koope-
ration mit dem Rheinisch-Westfilischen
Institut fiir Wirtschaftsforschung (RWI) in
Essen durch. Dabei geht es allerdings nicht
nur um Erkldrungen fiir den Boom an
Griinderinnen, sondern auch um die Frage,
weshalb noch immer vergleichsweise we-
niger Frauen als Ménner ein Unternehmen
griinden und fiihren. Denn trotz der Griin-
dungsaktivititen der letzten Jahre ist die
Selbstindigenquote von Frauen mit knapp
iiber 6 % nur halb so hoch wie die der
Minner.  Daher sehen die  ifm-
Wissenschaftler Dr. René Leicht und Ma-
ria Lauxen-Ulbrich noch erhebliche Griin-
dungspotentiale bei den Frauen schlum-
mern. Den Zuwachs an selbstindigen
Frauen fiihren die Wissenschaftler zum
einen auf die insgesamt gestiegene Er-
werbsbeteiligung von Frauen zuriick. Zum
anderen sei dabei auch gleichzeitig der
Wunsch und mdglicherweise auch der
Druck gewachsen, auf eigene Rechnung
zu arbeiten. Dies bediirfe noch genauerer
Untersuchungen.

Geschlechtsunterschiede  spielen  beim
Schritt in die Selbstdndigkeit keine gerin-
ge Rolle. Das ifm sucht die Nachteile un-
ter anderem in den gegeniiber Minnern
anderen familialen Ausgangsbedingungen,
in den oft geringeren Ressourcen und in
der Zugehorigkeit zu bestimmten Berufen,
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die Frauen weniger Chancen fiir den
Schritt in die Selbstdndigkeit erdffnen.
Soweit Frauen jedoch griinden, bringen sie
weniger Zeit fiir die Unternehmerinnenti-
tigkeit auf als Ménner. Auch daher sei das
erzielte Einkommen nach den Befunden
der ifm-Wissenschaftler geringer.

Die Tatigkeiten selbstdndiger Frauen ori-
entieren sich stirker in Richtung personli-
cher Dienstleistungen. Im Gegensatz zur
Gesamtwirtschaft, wo Frauen nur knapp
iiber ein Viertel (28 %) aller Selbstiandigen
stellen, ist beispielsweise im Gesundheits-
bereich jeder zweite Selbstindige eine
Frau. Hier sowie in den meisten anderen
Dienstleistungsbereichen ist zudem auch
der Zuwachs an selbsténdigen Frauen pro-
zentual hoher als bei den Ménnern. Dies
trifft sogar auf die wirtschaftsnahen
Dienstleistungen zu, die ansonsten eigent-
lich eher eine Médnnerdoméne bilden.

"Das ‘gender gap' bleibt auch bei Griin-
dungsabsichten und  Griindungsplénen
noch bestehen; so haben nur 7 % der Frau-
en gegeniiber 16 % der Minner den
Wunsch, sich selbstindig zu machen. In
Familie, Schule, Berufsausbildung und
Hochschule muf3 also noch an der Revisi-
on tradierter Verhaltensweisen gearbeitet
werden", so ifm-Geschéftsfithrerin Dr.
Birgit Buschmann.

Weiterfiihrende Informationen zum Thema
enthdlt die Studie "Entwicklung und Tai-
tigkeitsprofil selbstdndiger Frauen in
Deutschland", die als Verdffentlichung Nr.
46, 2002, des Instituts fiir Mittelstandsfor-
schung der Universitit Mannheim er-
scheint.

Nachricht der Universitit Mannheim v.
29.7.2002

Noch mehr Médchen in IT-Berufe

Frankfurt/M.  25.07.2002; = Mentoring
scheint das neue Geheimrezept zu sein, um
das weibliche Geschlecht fiir IT-Berufe zu
interessieren. Wihrend Siemens ein Pro-
gramm fiir Abiturientinnen aufgelegt hat,
setzt IBM mit seinem Programm schon
frither an.
Angesprochen werden sollen mit einem
speziellen Mentoringprogramm Schiilerin-

nen der Klassen neun bis zwolf an weiter-
filhrenden Schulen. Ziel ist es, den "weib-
lichen Nachwuchs fiir eine Zukunft in der
IT-Branche (zu) ermutigen und auf(zu)
zeigen, wie spannend und abwechslungs
reich IT-Berufe sein konnen".
Das Pilotprojekt unter dem Namen "Men-
torPlace" ist jetzt in Stuttgart und Mainz
angelaufen und soll auf weitere Stidte
ausgeweitet werden. In Osterreich und der
Schweiz ist der Startschuf3 fiir September
geplant.

Im Rahmen des Projekts soll jeweils einer
Schiilerin eine personliche Mentorin zur
Seite gestellt werden. Der Kontakt zwi-
schen Mentorin und Mentee soll primér
per E-Mail stattfinden. Das Projekt wird
u.a. vom "deutschen ingenieurinnen bund"
und der Initiative D21 unterstiitzt. Die
wissenschaftliche Begleitung hat das
Kompetenzzentrum Frauen in Informati-
onsgesellschaft und Technologie in Biele-
feld tibernommen. (wt-san)

Frauen in technischen Berufen benach-
teiligt

Noch immer sind Frauen in den Studienfa-
chern Maschinenbau, Elektrotechnik, In-
formatik, Architektur und Bauingenieur-
wesen eine Minderheit. Eine aktuelle Ana-
lyse des Instituts fiir Arbeitsmarkt- und
Berufsforschung der Bundesanstalt fiir
Arbeit in Niirnberg zeigt anhand von neu-
en Statistiken und Untersuchungen, daf}
die Berufsaussichten von Absolventinnen
deutlich schlechter als die ihrer Studien-
kollegen sind.

Im Jahr 2000 lag in Deutschland der Frau-
enanteil unter den Absolventen in Ingeni-
eur- und Informatikstudiengéngen bei ma-
geren 18 Prozent, in Spanien und Italien
dagegen bei immerhin 27 Prozent, in
Schweden und Irland bei 24 Prozent. Von
den Berufstitigen mit einem akademi-
schen Abschlull in Informatik, Maschi-
nenbau, Elektrotechnik oder Architek-
tur/Bauingenieurwesen waren im Jahr
2000 nur 13 Prozent Frauen.

Quelle: Computerwoche online 31.7.2002
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Onlinedatenbank: Frauenrechte welt-
weit

Frankfurt/M. 23.07.2002; Seit mehr als
sechs Jahren stellt die englischsprachige
"Women's Human Rights Resources"
Website Informationen zu Frauenrechten
bereit, mit dem Ziel allen Frauen weltweit
leichten Zugang zu den Infos zu verschaf-
fen.

Herzstiick des Onlineangebotes ist eine
Datenbank, die seit kurzem eine Volltext-
recherche bietet. Die Datenbank enthilt zu
den unterschiedlichsten Stichworten Arti-
kel, Dokumente und Links, was sie zu
einer  wahren  Fundgrube macht.
Dariiber hinaus gibt es weitere Informatio-
nen etwa zu "Frauen in Afghanistan" oder
zum "Mindestheiratsalter von Méadchen".
Die "Women's Human Rights Resources"
Website wird von der Bora Laskin Law
Library der Universitidt Toronto (Kanada)
betrieben.(wt-san)

"Women's Human Rights Resources"
Quelle: womenticker

Literatur

Midchenarbeit im Gendermainstream

-Anita Heiliger-

In den Medien wurde in den vergangenen
Jahren verstirkt die Auffassung transpor-
tiert, die neue Frauengeneration sei so
selbstbewullt wie nie zuvor, zielstrebig,
durchsetzungsfdhig und leistungsbewulft.
Die Gleichberechtigung sei daher erreicht
und Médchen brauchten keine Forderung
mehr, méidchenspezifische Ansitze seien
demzufolge tiberholt.

Die Auseinandersetzung mit diesen The-
sen zeigt jedoch, daBl nur ein sehr ober-
flachlicher Blick zu solchen generalisier-
ten Aussagen kommen kann, daf} vielmehr
Midchen und Frauen nach wie vor eine
Reihe von gesellschaftlich produzierten
Barrieren entgegenstehen, die Benachteili-
gungen, Abwertungen und Funktionalisie-
rungen auf verschiedenen Ebenen auf-
rechterhalten: Einschrinkungen in der
Berufsausbildung, enges Berufswahlspekt-
rum, geringere Chancen auf dem Arbeits-

markt, asymmetrische Verteilung auf Be-
rufsbereiche,  geringeres  Lohnniveau,
schlechtere ~Karriereaussichten, geringe
Prasenz in Fiithrungspositionen, Probleme
der Vereinbarkeit zwischen Familie und
Beruf, alltdglicher Sexismus und (sexuali-
sierte) Gewalt... Es ist noch keineswegs
gelungen, generell ein BewulBtsein gesell-
schaftlicher Benachteiligung und Diskri-
minierung von Maidchen und Frauen zu
schaffen und es in allen institutionellen
Bereichen umzusetzen. Jugendarbeit und
Jugendhilfe z.B. gehen in weiten Berei-
chen ihren koedukativen Weg unbeirrt
weiter, der Méidchen zu diversen Anpas-
sungen, Verleugnungen und Retraumati-
sierungen zwingt.

Traditionelle Geschlechterverhéltnisse
werden in hohem Mafle in den gesell-
schaftlichen Institutionen weiterhin stabi-
lisiert. Das politische Konzept des Gen-
dermainstreaming soll hier endlich Abhilfe
schaffen und das BewuBtsein iiber ge-
schlechtsspezifisches Denken und Handeln
fordern, um Benachteiligungen sichtbar
und dann abbaubar zu machen. Doch kann
hierbei nicht auf einen médchen- und frau-
enspezifischen Ansatz verzichtet werden,
vielmehr ist er die Voraussetzung dafiir,
daB3 die Benachteiligungsstrukturen iiber-
haupt thematisiert werden, um Gender-
mainstreaming zum Erfolg zu bringen.
Diesen Zusammenhang mochte das Buch
deutlich machen und einen Beitrag zur
konsequenten Forderung von Médchenar-
beit im Gendermainstream leisten.

Verlag Frauenoffensive Miinchen 2002

Europaweiter Bericht:
,Frauen und Wissenschaft*
Die Unterreprasentanz von Frauen in wis-
senschaftlichen Karrieren und damit der
Verlust an Wissen und Fahigkeiten fiir die
Forschung hat die Europdische Union
1999 veranlasst, einen Aktionsplan zur
Gleichstellung in der Wissenschaft zu be-
schlieBen und eine Kommission zum
Thema einzusetzen. Die sogenannte Hel-
sinki-Gruppe hat nun ihren ersten Bericht
zur Situation von ,Frauen und Wissen-
schaft in Europa® vorgelegt. Der Bericht
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sowie eine Kurzfassung konnen von der
Website
www.cordis.lu/improving/women/helsinki
.htm herunter geladen werden. Sdmtliche
Lénderberichte finden sich unter
www.cordis.lu/improving/women/reports.
htm

Partizipation und nachhaltige Entwick-
lung
Newsletter Nr.2 des Projektes mit dem

Schwerpunkt zu ,,Gender Mainstreaming*.
www.gap-europe.net

Termine

Kongress:

"Implementation of Gendermainstrea-
ming in Europe - a Challenge for Politi-
cal Education”

6.-8. September 2002, Leipzig
Gendermainstreaming ist eine Strategie
zur nachhaltigen Forderung von Chancen-
gleichheit fiir Frauen und Ménner - bezo-
gen auf sdmtliche Ebenen politischer Pro-
zesse und MaBnahmen. Die Umsetzung
dieses Ansatzes fiir zukunftsfihige Ent-
wicklung setzt sowohl das Wissen um die
Entstehung des derzeitigen Geschlechter-
verhéltnisses in der Gesellschaft voraus als
auch das BewuBtsein fiir die Notwendig-
keit seiner Verdnderung durch individuel-
les und organisationales Lernen. Nur auf
dieser Grundlage koénnen kiinftig alle poli-
tischen Prozesse und MaBnahmen aus ei-
ner geschlechtersensiblen Perspektive her-
aus gestaltetet werden. Deshalb bedarf der
bislang top-down initiierte und organisier-
te ProzeB der Umsetzung von Gender-
mainstreaming eines umfassende, auf
Nachhaltigkeit ausgerichteten bildungspo-
litischen Konzepts.

Der europdische Kongress bietet ein Fo-
rum, um auf nationaler wie europdischer
Ebene den Diskurs iiber die politischen,
wissenschaftlichen,  bildungspolitischen
wie bildungspraktischen Implikationen
von Gendermainstreaming voran zu brin-
gen und mochte die Implementierung
durch politische Bildung befordern.

Referentlnnen:

Christine Bergmann, BMFSFIJ, Berlin
David Coyne, Europédische Kommission
Mieke Verloo, Univ. Nijmwegen, Nieder-
lande

Saski Sassen, Univ. Chicago

Klaus Theweleit, Schriftsteller, BRD

Lissy Groner, Europédisches Parlament
Renee Laviera, Min. f. Sozialpolitik, Malta
Max Peschek, Dipl.-ing., BRD

Simon Duncan, Univ. Bradford, England
Fotini  Sianou, Forschungszentrum f.
Gleichberechtigung, Athen

Simone Wisotzki, Hess. Stiftung f. Frie-
dens- u. Konfliktforschung, BRD

Paul Staham, Univ. Leeds, England
Sibylle Krummacher, Forschungszentrum
Jiilich

Jeff Hearn, Univ. Manchester, U.K.
Grigoris Lazos, Panteion Univ., Athen
Susanne Baer, Humboldt Univ. Berlin
Michael Meuser, Koln

Dorothee Alfermann, Univ. Leipzig

Ivo Hartmann, Inst. Foor Publiek en Poli-
tiek, Amsterdam

Karin Derichs—Kunstmann, Univ. Bo-
chum

Christiane Weidel, Welt der NGOs, Wien
Jo Groebel, Europ. Medieninstitut, BRD
Ein KongreB3 der Bundeszentrale fiir politi-
sche Bildung in Kooperation mit dem
Zentrum fiir Frauen- und Geschlechterfor-
schung der Universitét Leipzig
Anmeldeschluss ist der 15.8.2002. Pro-
gramm und Anmeldeformular:
www.bpb.de/veranstaltungen/html/gender_mai
nstreaming.html
Geschlechterkonstruktionen in Ost und
West. Biografische Perspektiven
19.9.-21.9.2002, Universitit Greifswald

ReferentInnen:

Bettina Dausien: Geschlecht und Biografie
Elena Zdravomyslova: Gendered Trans-
formation

Sylka Scholz: biograph. Konstruktion von
Mainnlichkeit

Christine Thon: Geschlechterverhéltnis in
Lebensgeschichten junger Frauen

Nadja Lehmann: ruménisch-deutsche Mi-
grationsbiografie
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Kristina Reiss: Konstruktion von Ge-
schlecht durch Sprache

Eszter Zsofia: Erfahrungsgeschichte von
Akkordarbeiterinnen in Ungarn

Jutta Wergen: Konstruktionen westdeut-
scher Frauen in Ménnergerufen

Heike Kahlert/Claudia Neu: Mutterschaft
in Ost- und Westdeutschland

Mechthild Bereswill: Zwischen Transfor-
mationsprozell und Adoleszenzkrise

Luise Fischer: ,,Da wurde nicht gefragt, ob
Mann oder Frau®...

Anke Delow: Weibliche Gesclechter-
konstruktionen im ostdeutschen Vereins-
sport

Ute Gerhard: Die Feministische Nach-
wendedebatte...

Myra Marx Ferree: Thinking globally,
acting locally: East-West-German and
American Feminism in the World System
Weitere Infos: www.uni-greifswald.de

Orga: Ingrid  Miethe:  miethe@uni-
greifswald.de

Geschlecht bewuf3t gemacht
Seminar zur Konstruktion und De-
konstruktion von "Geschlecht"
4.10.2002 von 10.00 - 17.00 Uhr in Salz-
burg. Referentin: Gitta Miihlen-Achs, Uni

Miinchen

In diesem Seminar werden wir gemeinsam
feststellen, durch welches Verhalten, wel-
che "Geschlechterzeichen" wir uns als
Frauen und Ménner darstellen; wir werden
dann diese Zeichen und Muster unter As-
pekten von Macht, Dominanz, Status und
Hierarchie analysieren und abschlieBend
Alternativen ausprobieren und diskutieren.
Das Seminar wird in Zusammenarbeit mit
dem Friedensbiiro Salzburg angeboten.
Anmeldung und nihere Informationen bei:
make it - Biiro fiir Mddchenforderung
make-it@akzente.net

Kongref3: Gleichberechtigung, Verfas-
sung und Verfassungswirklichkeit in
Deutschland

Am 23. August 2002, im Berliner Abge-
ordnetenhaus, Niederkirchnerstr. 5, 10111
Berlin

Vortriige:

Verfassungsrang und Verfassungswirk-
lichkeit

Prof. Dr. Jutta Limbach, Préasidentin des
Goethe-Instituts, Prasidentin des
Bundesverfassungsgerichts a. D.
Verfassungsanspruch und politische
Realitit

Bundesministerin Dr. Christine Bergmann
Verfassungsziel Gleichberechtigung -
Medien und Gleichberechtigung

Ulrike Helwerth, Vorsitzende des Journa-
listinnenbundes, Pressesprecherin des
Deutschen Frauenrats

Podiumsdiskussionen:
Gleichberechtigung - unaufhaltsame
Anniherung an die Verfassungsziele?
mit

Petra Blédss, MdB/PDS, Vizeprisidentin
des Deutschen Bundestags

Monika Knoche MdB/Biindnis 90/Griine
Sabine Leutheusser-Schnarrenberger
MdB/FDP

Mechthild Rawert, Berliner Bundestags-
kandidatin, SPD

Prof. Dr. Rita SiiBmuth MdB/CDU

Verfassungsziel Gleichberechtigung -
Gender Mainstreaming und Umsetzung
in die praktische Landespolitik

mit den frauenpolitschen Sprecherlnnen
der Parteien im Abgeordnetenhaus von
Berlin:

Evrim Baba MdA/PDS

Dr. Sibyll Klotz MdA/Biindnis 90/Griine
Sibylle Meister MdA/FDP

Ulrike Neumann MdA/SPD

René Stadtkewitz MdA/CDU

Veranstalterin: Uberparteiliche Frauenini-

tiative Berlin — Stadt der Frauen
www.berlin-stadtderfrauen.de

BISHERIGE SCHWERPUNKTE ab
1990:

Nr. 45/90 Frauen in der Architektur und
Planung. Nr. 46/90 Instrument Frau - die
politischen Machtverhéltnisse um den
§218. Nr.47/90 Weg mit dem §218. Nr.48/
90 Sexuelle Beldstigung am Arbeitsplatz.
Nr. 49/90 Frauenforschung und Feminis-
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mus. Nr. 50/91 Feministische Madchenpo-
littk . Nr.51/91 Rassismus von Frauen.
Nr.52/91 Autonomie. Nr.53/91 Prostituti-
on als Beruf Nr.54/91 Riickschlag oder
Zunder fiir die Frauenbewegung -Zur Ver-
einigung Deutschlands aus der Sicht der
autonomen Frauenbewegung. Nr. 55/91
Sexuelle Belédstigung am Arbeitsplatz. Nr.
56/92 Gliick in Frauenprojekten? Nr.
57/92 Zur Akzeptanz der lesbischen Le-
bensweise. Nr. 5 8/92 Gewalt hat ein Ge-
schlecht. Nr. 59/92 Beitrdge zu Rechtsra-
dikalismus und Rassismus, Nr.60/92 Les-
ben und heterosexuelle Frauen - Was uns
trennt und was uns verbinden konnte, Nr.
61 /92 Entpolitisierung durch Identititspo-
litik? Nr.62/93 Sexueller Milbrauch von
Kindern - Kinderschutz oder Téterschutz?
Nr. 63/93 Frauenhandel - Heiratshandel -
Prostitutionstourismus, Nr. 64/93 Gynéko-
logie unter feministischen Aspekten, Nr.
65/93 Erzwungenes gemeinsames Sorge-
recht nach Scheidung: Riickschritt zu
patriarchaler  Bestimmungsmacht iiber
Frauen und Kinder?, Nr. 66/93 Frauen-
streik, Nr.67/94 Zur Kopftuchdiskussion,
Nr.68/94 Feminismus gegen Rechts-
extremismus - Rechtsextreme Tendenzen
bei Mddchen und jungen Frauen und anti-
rassistisches Potential feministischer Mad-
chenarbeit, Nr. 69/94 Sag ich's oder sag
ich's nicht? Eine Befragung erwerbstétiger
lesbischer Frauen iiber "offen" bzw. "nicht
offen" leben. Nr. 70/94 Institutionalisierte
Frauenpolitik am Ende?, Nr. 71 /95 Zehn
Jahre 6. Jugendbericht: Was hat sich fiir
Maidchen verdndert? Nr.72/95 Die verhin-
derte Frau. Zur gesellschaftlichen Lage
von Frauen mit Korper-Behinderungen.
Nr, 73/95 Vergewaltigung in der Ehe. Zur
Diskussion um die Reform des § 177, Nr.
74/95 Sexuelle Gewalt: ménnliche Soziali-
sation und potentielle Taterschaft, Nr.
75/95 Frauenfeindliche Rechtspraxis bei
sexueller Gewalt. Nr. 76/95 Pornographie:
- Konsum iiber Computernetze - aus der
Sicht von Frauen, Nr. 77/96 "Méinner
kriegt den Hintern hoch" - eine kritische
Betrachtung der Ménnerbewegung. Nr. 78/
96, 13 Jahre autonome Projektarbeit. Nr.
79/96 Eigenstindige berufliche Existenz.

Nr. 80/96 Die patriarchale Kultur: zu
Struktur, Entstehung und Abbau. Nr.
81/96 Von der Emanzipation zum Mana-
gement - Unternehmenspolitik in Frauen-
projekten. Nr. 82/97 KindesmifBhandlun-
gen im Internet/Mannergewalt macht kei-
ne Ménner. Nr. 83/84/97 Strategien gegen
Gewalt im Geschlechterverhiltnis - Was
tun mit Tatern? - Zur Wirkung von Thera-
pie und sozialer Kontrolle, Nr. 85/86/98
Mainnliche Gewalt gegen Méddchen und
Frauen - Ist ménnliche Gewaltbereitschaft
"natiirlich"? Auswirkungen sexueller
Gewalt auf die Korper- und Bewegungs-
entwicklung von Médchen und Frauen,
Nr. 87/ 98 Gewalt gegen Midchen und
Frauen im Sport.,

Nr. 88/99 Minner gegen Miannergewalt -
Auf der Suche nach einer profeministi-
schen Ménnerbewegung,

Nr. 89/99 Gewalt gegen Frauen im Krieg,
Nr. 90/99 Aktiv gegen Minnergewalt.
Konzept und Ergebnisse der Miinchner
Kampagne,

Nr. 91/00 Zur Therapie von Sexualstrafta-
tern,

Nr. 92/00 Frauen und Militar,

Nr. 93/00 Zwischen Téterschutz, Ohn-
macht und Parteilichkeit,

Nr. 94/01 Taterstrategien bei sexuellem
MifBbrauch und Ansétze der Pravention,
Nr. 95/01 Feministisches Handeln gegen
Gewalt

Nr. 96/02 Jungenarbeit als Ménnlichkeits-
kritik

Nr. 97/02 Médchen im 6ffentlichen Raum
Nr. 98/02 Arbeitsverhdltnisse im Kontext
von ,,Diaspora, Exil, Migration*
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	Europaweiter Bericht: „Frauen und Wissenschaft“
	
	Gefahr 2: Beendigung von Mädchenförderung?

	Handlungsbedarf für Mädchenarbeit im Rahmen des Gendermainstreaming

	Marietta Schneider, Wien-
	Gendermainstreaming- Rückenwind für die Mädchenarbeit
	Gendermainstreaming bedeutet, alle politischen Entscheidungen in ihren konkreten Auswirkungen auf Frauen und Männer zu prüfen.
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